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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die 16. Sitzung des Wiener Landtags ist eröffnet.

Entschuldigt sind Frau Abg Marianne Klicka und Herr Abg Walter Strobl.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/03900/2003/0001-KSP/LM) wurde von Herrn Abg Siegi Lindenmayr gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Sie haben sich vor einem Jahr dazu bekannt, ein Wiener Bodenschutzgesetz zu erlassen. Wie ist dabei der Stand der Umsetzung?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter!

Sie haben mich über den Stand des Bodenschutzgesetzes gefragt. Der Bodenschutz hat in Wien bereits langjährige Tradition, denn Bodenschutz ist Schutz unserer Lebensgrundlagen, und hier hat die Stadt Wien ein sehr hohes Niveau erreicht. Seit 1993 werden Bodenflächen systematisch untersucht, systematisch einem Monitoring unterzogen. Der Bodenbericht wird alle drei Jahre vorgelegt. 300 Bodenproben werden hier untersucht.

Damit ist sichergestellt, dass langfristige Trends und Entwicklungen festgestellt werden können, um nachhaltig Gefährdungen erkennen zu können und Maßnahmen darauf aufzubauen. Denn: Vorsorgender Umweltschutz ist tatsächlich Umweltschutz auf allen Linien. Es geht hier nicht nur um Monitoring, es geht hier um Immissionsschutz. Denn Immissionen, also Schadstoffe, die den Boden erst gar nicht erreichen können, schädigen diesen Boden auch nicht. Das heißt: In erster Linie vorsorgender Umweltschutz, Emissionsminderung nach dem Stand der Technik.

Hier hat die Stadt Wien Maßnahmen auf allen Linien gesetzt: Fernwärmeversorgung, Kraftwerke mit modernsten Rauchgasreinigungsanlagen, Müllverbrennungsanlagen mit den besten Rauchgasreinigungsanlagen.

Zweiter Punkt: Kontrolle von Anlagen, ob hier die Emissionen nach dem Stand der Technik vermieden werden beziehungsweise gereinigt werden. Wien hat als einziges Bundesland ein Klärschlammaufbringungsverbot. Hier, muss man schon sagen, hat die Bundesregierung noch keine Maßnahmen gesetzt, dieses Thema wird von der Bundesregierung sehr stiefmütterlich behandelt. Die Stadt Wien setzt hier selbst Maßnahmen und führt Projekte durch. Auf 600 Hektar, auf denen biologischer Landbau betrieben wird, werden ausschließlich Kompostqualitäten mit A-plus aufgebracht. Und ich habe Weisung gegeben, dass in unserem Kompostwerk in Zukunft ausschließlich A-plus-Qualität herzustellen ist. Dafür ist von der MA 48 auch ein entsprechendes Konzept auszuarbeiten.

Eine weitere Maßnahme zur Verminderung der Belastung des Bodens durch Abfälle ist die Inbetriebnahme des WSO4, die ja in Kürze ansteht. Damit wird dann weniger unbehandelter Hausmüll auf Deponien abgelagert, und auch das ist eine effektive Maßnahme für den Bodenschutz, der von der Stadt Wien tatsächlich und ernsthaft angegangen wird.

Ein zweiter Punkt: Wenn eine Fläche bereits kontaminiert ist, setzt die Stadt Wien Maßnahmen zur Altlastensanierung. Die Altlastensanierungsprogramme laufen und sind sehr erfolgreich.

Dritter Punkt: Monitoring. Ich habe schon angesprochen, dass mit dem Bodenschutzbericht alle drei Jahre ein umfassender Bericht über die Bodenqualität in Wien erstellt wird.

Vierter Punkt - auch das ist notwendig –: Gesunder Boden garantiert gesunde Lebensmittel und gesundes Trinkwasser, und das ist sichergestellt durch Quellschutzmaßnahmen, über die ich ja gestern berichten konnte. Auch das ist aktiver Bodenschutz in der Stadt Wien.

Unser Ziel beziehungsweise mein Ziel als Umweltstadträtin ist es, zu erreichen, dass der Boden nicht als Produktionsmittel, sondern als Umweltmedium anerkannt wird, denn auf diesem höchsten Niveau des Bodenschutzes muss die Umweltmusterstadt Wien ansetzen. 

Und was fehlt hier in der Stadt Wien? - Es fehlt ein Bodenschutzgesetz. Ich habe bereits bei meinem Amtsantritt einen Arbeitskreis unter dem Vorsitz von Herrn Prof Maurer einberufen lassen. Der erste Punkt, um den es dabei ging, war, im Bereich Landwirtschaft Maßnahmen zu setzen.

Zweite Maßnahme: Erarbeitung eines Bodenschutzgesetzes. - Unter meiner Ägide wurden diese Arbeiten begonnen. Die MA 22 wurde mit diesen Arbeiten betraut und die Arbeiten laufen erfolgreich. Es wurden fünf Arbeitskreise eingerichtet, die verschiedenste Themen einschlägig behandeln, unter Mitwirkung von Professoren von der Universität für Bodenkultur, wissenschaftlichen Institutionen, aber auch von MitarbeiterInnen verschiedenster Magistratsabteilungen des Magistrats der Stadt Wien. Die Arbeitskreise behandeln beispielsweise folgende Themen: Gesetzesvergleich, Grenzwerte, Bodenfunktionen, Monitoring, Flächenverbrauch. Erste Arbeiten liegen bereits vor und im Oktober werden entsprechende Arbeiten auch den Experten wiederum vorgelegt werden, damit wir in eine zweite Diskussionsrunde eintreten können. 

Ziel dieses Gesetzes ist es - so ist es formuliert -, die Funktionen aller Böden in Wien nachhaltig zu sichern oder eben wiederherzustellen. Hier gilt es die verschiedenen Bodenarten zu unterscheiden: Funktion als Lebensraum für Menschen, Tiere und Pflanzen. Zweitens: Funktion als Produktionsstätte, aber auch als Fläche zum Wohnen und Arbeiten.

Falls eine dieser Funktionen gefährdet ist, soll – so will es das Gesetz – eine Meldepflicht bei der Behörde gelten. Auf Grundlage dieser Meldepflicht können dann Maßnahmen angeordnet werden. Es werden zwei Werte eingeführt werden, einerseits Prüfwerte, andererseits Maßnahmenschwellenwerte. 

Bei der Überschreitung von Prüfwerten können Maßnahmen für Erhebungen, Beprobungen und Gefährdungsabschätzungen angeordnet werden. Daraus können dann auch zusätzliche Maßnahmen abgeleitet werden.

Wenn der zweite Wert, der Maßnahmenschwellenwert, der eben dann festzulegen ist, überschritten wird, kann die Behörde im Einzelfall Maßnahmen zur Sanierung festlegen. 

Bei solch einem Gesetz ist es auch notwendig, entsprechende Maßnahmen setzen zu können. Derzeit gibt es auf Bundesebene, aber nicht auch auf Landesebene verbindlich festgelegte Grenzwerte. Das soll mit diesem Gesetz erfolgen. Es wird - so ist es geplant - eine ÖNORM als verbindlich erklärt werden, um in einem ersten Schritt Maßnahmen auf Grundlage dieser Grenzwerte setzen zu können, die eben dann festgelegt werden können. Aber - und auch das ist ein Ziel dieser Arbeitsgruppe - es sollen eigene Wien-spezifische Grenzwerte, Prüfwerte und Maßnahmenschwellenwerte erarbeitet werden.

Ziel ist es jedenfalls, innerhalb der nächsten drei Jahre eine Schwellenwertverordnung für das Land Wien zu erlassen, um damit speziell auf die Bedürfnisse einer Großstadt Bezug nehmen zu können. In diesem Zusammenhang ist es in erster Linie erforderlich, umfangreiche Untersuchungen über die verschiedenen Nutzungsformen des Bodens in Wien und selbstverständlich auch über die Hintergrundbelastungen anzustellen. 

Die ÖNORM 2088 wird verbindlich erklärt werden, und hier werden Grenzwerte, Prüfwerte und Schwellenwerte für Schwermetalle, Fluoride, Zyanid, Dioxine, PCP und PAK vorgeschlagen. Auch jetzt schon wurden bei unserem Bodenbericht, der in Ausarbeitung befindlich ist, neue Werte eingeführt, wie die Untersuchung auf PAK.

Insgesamt wird dieses Bodenschutzgesetz also eine Lücke schließen können im Hinblick auf einen effektiven Bodenschutz, um darauf aufbauend tatsächlich Maßnahmen zur Sicherung und Sanierung der Funktion des Bodens sicherzustellen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Mag Maresch, bitte.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In der Bundesrepublik ist im Zusammenhang mit den dortigen Bodenschutzgesetzen beziehungsweise lokalen oder städtischen Bodenschutzmaßnahmen immer wieder ein Entsiegelungs- und Versiegelungskataster diskutiert worden. Welche Maßnahmen wird das zukünftige Wiener Bodenschutzgesetz vorsehen, um der Versiegelung in Wien Herr zu werden?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Im Bodenbericht werden auch Angaben über den Bodenverbrauch enthalten sein. Das wird der erste Schritt sein: Über das Monitoring zu erfassen, in welcher Form Bodenverbrauch derzeit stattfindet, und darzulegen, welche Maßnahmen in der Zukunft vorgesehen sind. Das wird Teil des Bodenberichts sein.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Herr Abg Klucsarits, bitte.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

In Österreich wird im Rahmen der Gesetze eine Vereinheitlichung diskutiert, wie zum Beispiel - was auch Sie fordern - ein bundeseinheitliches Tierschutzgesetz. Wie stehen Sie unter diesem Aspekt dazu, dass in Wien ein eigenes Bodenschutzgesetz gemacht wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Beim Bodenschutz sind zwei unterschiedliche Gesetzesmaterien betroffen: Der eigentliche Bodenschutz, dass heißt das In-Verkehr-Bringen von Stoffen, kann auf Landesebene geregelt werden. Auf Bundesebene ist die In-Verkehr-Nahme nach dem Lebensmittelgesetz, nach den einzelnen Chemikaliengesetzen geregelt. 

Das andere ist das Ausbringen. Auf Bundesebene kann man auf der Grundlage des Chemikaliengesetzes Regelungen für diese Stoffe treffen, auf Landesebene ist das Ausbringen zu regeln. Daher wird es auch weiterhin sehr wohl notwendig sein, falls keine verfassungsrechtliche Änderung erfolgt, auf Landesebene Bodenschutzgesetze zu erlassen. Sie wissen, dass fast alle Bundesländer in Österreich spezifische Bodenschutzgesetze haben; Wien hat als einziges Bundesland das Klärschlammausbringungsverbot. Es ist daher ein Bodenschutzgesetz für Wien erforderlich. Selbstverständlich kann auch ein einheitliches Bodenschutzgesetz des Bundes erlassen werden, aber dann selbstverständlich nur auf höchstem Niveau.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Frau Abg Reinberger, bitte.

Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Wir sind sicher einer Meinung, dass das Bodenschutzgesetz sehr wichtig ist, um sicherzustellen, dass der Boden nicht verunreinigt wird. Leider gelingt das nicht immer, wie wir wissen. Es hat ja in der letzten Zeit Untersuchungen gegeben, beispielsweise Bodenproben bei biologisch wirtschaftenden Landwirtschaftsbetrieben, von Spielplätzen und so weiter, wo sich gezeigt hat, dass es Verunreinigungen gibt. Es gibt auch immer wieder Großereignisse, Großbrände, zum Beispiel im Rinterzelt, wo möglich ist, dass es zu Bodenverunreinigungen kommt. Sie wissen auch, dass wir Freiheitlichen immer sehr für Transparenz eintreten und in allen möglichen Bereichen eine höchstmögliche Information für die Bevölkerung fordern. Wir haben das bei der Wasserqualität der Alten Donau gefordert, bei Luftschadstoffmessungen und so weiter. 

Meine Frage ist daher: Wie wird die Information der Bevölkerung über die Ergebnisse von Bodenmessungen aussehen? Wenn sich nun zeigt, dass Boden verunreinigt ist, insbesondere zum Beispiel bei Spielplätzen oder auch in Brunnengebieten, in welcher Form wird da im Gesetz eine Information der Bevölkerung vorgesehen sein?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Wie gesagt, das Bodenschutzgesetz wird einen Bodenschutzbericht vorsehen, und es wird auch gefordert werden, dass diese Daten öffentlich zugänglich sind, so wie es auch jetzt schon der Fall ist. Jetzt befinden sich diese Daten des Bodenschutzberichtes auf der Internetseite. Dieser Bodenschutzbericht ist öffentlich zugänglich und selbstverständlich werden alle Daten aus wissenschaftlichen Untersuchungen auch öffentlich aufliegen. Das ist selbstverständlich. 

Die andere Seite ist: Es ist jedenfalls sicherzustellen, dass Nutzungsberechtigte auch Maßnahmen bekommen können, das heißt, dass hier Maßnahmen angeordnet werden können. Diese Daten sind natürlich von der Behörde zu verwalten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. – Vierte Zusatzfrage: Herr Abg Lindenmayr, bitte.

Abg Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wird durch das neue Wiener Bodenschutzgesetz der bisherige Bodenschutzbericht überflüssig oder wird es diesen auch weiterhin geben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Ja, selbstverständlich! Der Bodenschutzbericht ist ein wesentlicher Bericht aus der Umweltschutzabteilung. Diesen Bodenschutzbericht wird es weiterhin geben. Bis jetzt erfolgt die Erarbeitung dieses Bodenschutzberichtes auf freiwilliger Basis. Durch das Bodenschutzgesetz wird dieser Bodenschutzbericht eine rechtliche Grundlage bekommen. Daher wird der Bodenschutzbericht auch verpflichtend vorzulegen sein und werden auch Tätigkeiten der Bodenschutzbehörde festzulegen sein. All das wird im neuen Bodenschutzgesetz festgelegt werden. 

Für mich es eine Freude, dass nunmehr der Bodenschutzbericht tatsächlich eine gesetzliche Grundlage hat und tatsächlich alle drei Jahre vorzulegen ist. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Somit ist die 1. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/03903/2003/0002-KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: In welchen Punkten werden Sie den vorgelegten Entwurf für ein Wiener Pflegeheimgesetz im Lichte des Pflegeheim-Skandals abändern?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Präsidentin! Herr Landeshauptmann! Geschätzte Damen und Herren!

Frau Abgeordnete! Der Entwurf eines Wiener Heimgesetzes wurde bereits überarbeitet. Folgende Änderungen sind vorgesehen: 

Erstens: Es soll eine Heimkommission vorgesehen werden, die regelmäßig den Betreuungs- und Pflegestandard der Heime beurteilt und der Behörde darüber berichtet. Dieser Heimkommission sollen Fachleute aus dem Pflegebereich und Vertreter der Heimträger angehören. Den Vorsitz über diese Kommission führt der Wiener Patientenanwalt. 

Zweitens: Die Vertreter der Wiener Patientenanwaltschaft sollen regelmäßig Sprechtage in den Heimen abhalten, bei denen die Heimbewohner und deren Vertrauenspersonen die Gelegenheit haben, Anliegen, Beschwerden oder Wünsche einzubringen. 

Drittens: Die medizinische und therapeutische Versorgung in den Heimen soll sichergestellt werden.

Viertens: Es ist vorgesehen, die Übergangsbestimmungen für bestehende Heime, die der Personalausstattung oder baulich-technischen Ausstattungen nicht entsprechen, zu ändern und die Übergangszeiten zu verkürzen.

Fünftens: Die Bestimmungen betreffend Überprüfung der Heime durch die Aufsichtsbehörde sollen neu gefasst werden. 

Sechstens: Die Heimträger sollen auch verpflichtet werden, alle für die Aufsichtsbehörde relevanten Unterlagen zur jederzeitigen Einsichtnahme durch die Organe der Behörde bereitzuhalten. 

Zu der in letzter Zeit mehrmals erhobenen Forderung, die Personalstandards und baulich-technischen Standards für Heime bereits im Gesetzentwurf festzuschreiben, darf ich mitteilen, dass die anderen Bundesländer die detaillierten Regelungen betreffend die Personalausstattung und die baulich-technischen Ausstattungen überwiegend auch in den Verordnungen zu den Heimgesetzen geregelt haben. Diese Vorgangsweise ist daher auch für das Wiener Heimgesetz vorgesehen. 

Sie haben aber die Möglichkeit, im Rahmen des Begutachtungsverfahrens zu dem Entwurf des Wiener Heimgesetzes Stellung zu nehmen und auf allen politischen Ebenen darüber zu diskutieren. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Frau Abg Dr Pilz, bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Ich freue mich sehr, dass es eine Überarbeitung des Entwurfs gibt. Das war ein dringlicher Wunsch, so denke ich, auch der anderen Oppositionsparteien und die GRÜNEN haben diese Überarbeitung beziehungsweise Neufassung des Entwurfs sehr nachdrücklich eingefordert. 

Sie haben die einzelnen Punkte jetzt relativ schnell taxativ aufgezählt. Wir werden das im Einzelnen sicher noch in der interfraktionellen Besprechung erläutern können, und ich hoffe, dass Sie das dort auch zum Thema machen. 

Meine Frage an Sie ist folgende: Nachdem Sie jetzt einen Pflegeombudsmann eingesetzt haben, in welchem Verhältnis wird er zu dieser - wie ich es jetzt verstanden habe - Heimkommission stehen, die wiederum unter dem rechtlichen Dach des Patientenanwalts angesiedelt sein soll? Wie wird der Pflegeombudsmann rechtlich verankert? Welche Aufgaben werden ihm zugeteilt und welche Möglichkeiten für tatkräftige Intervention wird er haben?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! Die Möglichkeiten des Pflegeombudsmannes werden jetzt noch genau herausgearbeitet. In erster Linie ist er die Anlaufstelle für die zu Pflegenden, für deren Angehörige und für die MitarbeiterInnen der Zentren, falls sie Wünsche haben. Er muss dann natürlich gemeinsam mit den Behörden - weil er ja keine Behörde an sich ist - diese Dinge aufarbeiten und hat jederzeit auch die Möglichkeit, auf eine sehr rasche Vollziehung zu achten, weil er auch in unmittelbarem Zusammenhang mit der MA 15, mit dem Fonds Soziales Wien, mit meinem Büro und mit der Patientenanwaltschaft steht. Und er ist natürlich immer eingeladen, an diesen Kommissionen teilzunehmen, soweit er nicht mehr vor Ort ist, denn seine Aufgabe ist ja vor allem auch, vor Ort zu sein, nicht nur in einem Büro zu sein, sondern immer wieder durch diese Einrichtungen zu gehen - und zwar durch alle Einrichtungen, die es in Wien gibt, nicht nur jene, die zu einem Rechtsträger gehören -, damit die Menschen, die dort Bewohner sind und eher immobil sind und nicht zu ihm kommen können - das können ja nur die Angehörigen, aber es gibt viele, die gar keine Angehörigen mehr haben -, sich ihm gegenüber äußern können. Daher weiß ich nicht, wie sinnvoll es für ihn ist, immer an Kommissionen teilzunehmen. Es steht ihm frei, aber er muss nicht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Frau Abg Korosec, bitte.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landesrätin!

Sie haben jetzt auch angeführt, dass die Übergangsbestimmungen geändert werden. Im ursprünglichen Entwurf sind bei den Übergangsfristen zehn Jahre vorgesehen. Sie haben jetzt gesagt, das wird verkürzt. Ich frage Sie ganz konkret: Welchen Zeitraum, welche Fristen haben Sie gerade bei den notwendigen baulichen Veränderungen vorgesehen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Es ist, glaube ich, eine Frist von zirka fünf Jahren vorgesehen. Wir werden das aber noch im interfraktionellen Gespräch erläutern. Das Gesetz wurde ja nicht nur von einem Beamten der Geschäftsgruppe erstellt, sondern gemeinsam mit den verschiedenen Rechtsträgern, die Pflegeinstitutionen führen. Diese haben ja damals dabei mitgearbeitet; es ist ja nie so, dass das ein Beamter alleine macht. Das waren damals ihre Vorschläge; jetzt gibt es neue Vorschläge. Ich habe jetzt unterschrieben, das Gesetz geht jetzt in die Begutachtungsphase und es wird beim nächsten interfraktionellen Gespräch vorgestellt. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Herr Abg Mag Kowarik, bitte.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben hier im Zuge der Beantwortung der Frage eine Reihe von Änderungen angekündigt, die den vorliegenden Entwurf betreffen. Vornehmlich hat man hier gehört, dass verschiedene neue Kontrollinstanzen eingerichtet werden sollen, und da meine ich fast, dass es da schon eine Überkontrolle gibt: Wir haben die Innere Re-vision des Krankenanstaltenverbundes, die ja auch für die Pflegeheime zuständig wäre; wir haben von Ihnen gehört, es soll eine Heimkommission eingerichtet werden; wir haben eine Geriatriekommission; der Patientenanwalt soll eine eigene Aufgabe bekommen; weiters gibt es in Zukunft einen Pflegeanwalt; und letztendlich gibt es ja auch die MA 47, die ja eigentlich die wichtigste Kontrollinstanz wäre, weil ja das Land beauftragt ist, die Kontrolle dieser Heime zu übernehmen. 

Mir fehlt im vorliegenden Vorschlag, dass darin viel zu wenig an grundsätzlichen Änderungen, betreffend etwa bauliche Einrichtungen, Personalausstattung und so weiter, vorgenommen wurde. Ich frage Sie daher, warum im Rahmen des Entwurfs nicht Änderungen in diesem Bereich vorgelegt wurden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! Wie ich schon ausgeführt habe, wird ein Teil dieser Änderungen in den Verordnungen erfolgen, die Ihnen selbstverständlich auch immer zur Kenntnis gebracht werden und bei denen Sie selbstverständlich auch Ihre Einwände vorbringen können. Es kommt ja jetzt zu einem interfraktionellen Gespräch, bei dem ich Sie über die anstehenden Gesetze informiere, wobei auch Ihre Anregungen einfließen werden. 

Die Interne Revision des KAV prüft selbstverständlich, aber diese gibt es nur für die Geriatriezentren. Aber über die Geriatriezentren hinaus haben wir auch private Rechtsträger, wo natürlich die Interne Revision nicht überprüft. 

Außerdem kommt, wie Sie wissen, die MA 47, was die hoheitlichen Aufgaben betrifft, zur MA 15, was auch in diesem Bereich zu einer Veränderung führt, weil es dann nicht mehr die MA 47 ist, die diese Aufgabe wahrnimmt, sondern die MA 15. 

Was die Frage betrifft, ob das eine Überkontrolle ist, so ist hier natürlich schon auch darauf hinzuweisen, dass jeder immer Kontrollen gefordert hat. Der Pflegeombudsmann informiert sich aber mehr vor Ort auch dahin gehend, ob das soziale Geschehen so stattfindet, wie man es wünscht. Für das pflegerisch-medizinische Geschehen ist in erster Linie natürlich die MA 15 zuständig. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen jetzt zur vierten Zusatzfrage. Frau Abg Dr Pilz, bitte.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Der Wiener Pflegeheimplan, der Ihnen ja bekannt ist und der Ihnen vorliegt, macht einige Aussagen in Bezug auf das zu erlassende Pflegeheimgesetz. Unter anderem macht der Pflegeheimplan sehr deutlich, dass überschaubare Zimmergrößen und überschaubare Heimgrößen zur Erzielung eines modernen Qualitätsstandards und für das menschliche Maß absolut unabdingbar notwendig sind. Er sieht 80 bis 120 Bewohner und Bewohnerinnen als Richtgröße vor und sieht als Zimmergrößen im Wesentlichen Ein- und Zweibettzimmer vor. 

Ich frage Sie daher: Haben Sie diese Qualitätsrichtlinien aus dem Wiener Pflegeheimplan als Kriterium, als zwingende Vorschreibung in das Wiener Pflegeheimgesetz aufgenommen?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! Von derartigen zwingenden Vorschreibungen gehe ich eher ab, denn es geht ja um die Einheiten. Wenn Sie ein Pavillonsystem haben, dann ist das auch jeweils eine Einheit oder soll eine Einheit werden, die 80 bis 120 Betten umfasst, und damit haben Sie nicht jene Größe, auf die sich Ihre Vorstellung jetzt vielleicht bezieht und die dann gegeben ist, wenn alles in einem Haus mit einer Oberhoheit ist. 

Es werden die Geriatriezentren durch bauliche Verbesserungen massiv an Betten verlieren. Wir haben das schon in den anderen Häusern gehabt, auch in St. Andrä, in Klosterneuburg, wo relativ rasch umgebaut wurde. Und, wie gesagt, zu kleine Einheiten sind auch wieder nicht so optimal, weil sie ja dann eher mit Pool-Arbeitskräften arbeiten. Mir ist es ein wichtiges Anliegen, dass man dann in den Verordnungen sehr wohl auch die personellen Standards festlegt, und zwar bezogen auf die Pflegestufe und wer da sein muss - aber dass dieses Personal selbstverständlich in einem Angestelltenverhältnis da sein muss, denn nachher ist viel schwerer nachvollziehbar, mit welcher Qualifikation die Menschen arbeiten. Also es muss auf den personellen, strukturellen Standard massiv Wert gelegt werden. Das wollen wir erfüllen. 

Ich muss Ihnen aber auch sagen, ein Pflegeheimplan, der an sich nur als Grundlage für weitere Erarbeitungen und nicht als festgelegter Plan gemacht wurde und – Sie sind ja eine Sozialwissenschafterin! - der bis auf die Einerstelle genau weiß, was im Jahr 2005 an Pflegeplätzen nötig ist und an Wohnplätzen eingespart wird, entbehrt aus meiner Sicht einer gewissen Seriosität. Wenn Sie, wie ich annehme, so wie ich auch den Bericht des ÖBIG gelesen haben, wo man in einem Jahr 500 Studien macht und dann kennt man die personelle Ausstattung und weiß, was zugekauft wird, dann ist Ihnen als Sozialwissenschafterin sehr wohl die Seriosität dieser Studie bekannt. Ich glaube, bei Ihnen irre ich mich nicht, wenn ich davon ausgehe, dass Sie das sehr wohl erkennen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist auch die 2 Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/03902/2003/0001-KVP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Dr Johannes Hahn gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Was sind die Gründe, warum das neue Wiener Pflegeheimgesetz trotz oftmaliger Ankündigungen noch immer nicht dem Landtag zur Beschlussfassung vorgelegt worden ist?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter!

Es bestand die Absicht, das Begutachtungsverfahren für den Entwurf eines Wiener Heimgesetzes Ende 2003, nachdem Sie damals in interfraktionellen Gesprächen informiert wurden, einzuleiten. Dazu wurde der Entwurf eines Wiener Heimgesetzes der Magistratsdirektion, Verfassungsdienst und EU-Angelegenheiten, im Oktober 2002 mit dem Ersuchen um Zustimmung zur Einleitung der internen Begutachtung vorgelegt. 

Die Magistratsdirektion, Verfassungsdienst und EU-Angelegenheiten, hat angeregt, auf ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes zu warten, in dem der Verfassungsgerichtshof auf Grund eines Antrages der Bundesregierung auf Aufhebung von Teilen des Vorarlberger Pflegeheimgesetzes wegen Verfassungswidrigkeit zu erkennen hatte. Anlass für das Verfahren beim Verfassungsgerichtshof war, dass im Vorarlberger Pflegeheimgesetz Regelungen über freiheitsbeschränkende und freiheitsentziehende Maßnahmen in Heimen enthalten waren, die nach Meinung der Bundesregierung in die Kompetenz des Bundes fallen.

Die Entscheidung des Verfassungsgerichthofs erfolgte am 28. Juni 2003. Der Verfassungsgerichtshof hat festgestellt, dass für Regelungen betreffend freiheitsbeschränkende und freiheitsentziehende Maßnahmen der Bundesgesetzgeber im Rahmen seiner Zivilrechtskompetenz zuständig ist. Damit ist geklärt, dass der Landesgesetzgeber in einem Heimgesetz solche Regelungen nicht schaffen darf. 

Nachdem diese Frage entschieden ist, wird nunmehr der Entwurf zur Begutachtung vorbereitet. In diesem Entwurf sollen Ergänzungen und Änderungen vorgenommen werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Abg Dr Hahn, bitte.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zunächst möchte ich mich auch öffentlich dafür bedanken, dass ich gestern im Laufe des Tages sehr prompt die Checkliste für die Überprüfung von Geriatriezentren und Pflegeheimen bekommen habe. Sie ist sehr interessant und aufschlussreich. Ich hoffe, Sie studieren sie auch. Ich glaube, darauf kann man durchaus aufbauen. 

Zur Frage selbst: Darf ich nun fragen, wie aus Ihrer heutigen Sicht der aktualisierte Terminfahrplan für die Beschlussfassung des Pflegeheimgesetzes aussieht?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Nachdem jetzt dieser Akt unterschrieben wurde und wir auch ein interfraktionelles Gespräch haben und die Begutachtung erfolgt, geht es dann laut den Regeln des Magistrates weiter. Ich hoffe also, dass wir mit Ende 2003 beziehungsweise Anfang 2004 diese Beschlussfassung durchführen werden. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie wissen ja, dass seit 1993 hier über ein Pflegeheimgesetz gesprochen wird und dass dieses in den Gemeinderatssitzungen immer wieder eingefordert worden ist. Vor drei Jahren haben wir – nein, ich glaube, es war im Jänner 2002 - einen Gesetzesvorschlag eingebracht, der allerdings dem Vorarlberger Gesetz entsprochen hatte, und wir haben voriges Jahr im Oktober, glaube ich, von Ihnen den Entwurf für das Wiener Pflegeheimgesetz bekommen. 

Es ist nicht ganz verständlich, dass es, nachdem es eigentlich so lange Vorarbeiten gegeben hat, jetzt wieder zu solchen Verzögerungen gekommen ist. Ich kann mich nicht erinnern, dass im Entwurf zum Wiener Pflegeheimgesetz diese freiheitsbeschränkenden Maßnahmen in einer derartigen Art und Weise ausgeführt waren, dass das Verfassungsgericht irgendwie auf das Verfassungsgerichtsurteil hätte Bezug nehmen können. Das wollte ich jetzt nur eingangs sagen.

Ich wollte noch etwas anderes sagen und diesbezüglich bei Ihnen nachfragen: Sie haben davon gesprochen, dass der Pflegeheimplan nicht ganz zu beachten ist, wenn ich es richtig verstanden habe, weil die ÖBIG vielleicht gar nicht in der Lage ist, einen derartigen Plan zu erstellen. - In diesem Pflegeheimplan sind derartig detaillierte Angaben drinnen, die sehr wohl für das Wiener Pflegeheimgesetz notwendig wären und deren Umsetzung vor allem ganz dringend notwendig ist!

Ich frage Sie daher, warum Sie nicht mehr von diesem Pflegeheimplan für den Entwurf des Pflegeheimgesetzes verwendet haben.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! Der Pflegeheimplan war, wie ich Ihnen gesagt habe, eine Arbeitsunterlage. Die Seriosität einer Aussage kann man schon ermessen, wenn bis auf die Einerstelle genau gesagt wird, welcher Bedarf an zusätzlichen Plätzen im Jahr 2005 besteht und wie viele Wohnplätze im Jahr 2005 - auch bis auf die Einerstelle genau – abgebaut werden können. Daran sehen Sie, dass das einfach nicht in der Art erstellt ist, wie ich mir eine seriöse Studie vorstelle. Sie können etwa sagen: Es werden vielleicht zwischen 3 500 und 4 500 neue Plätze benötigt und 5 000 bis 6 000 Wohnplätze könnte man umwandeln.

Aber in dem Moment, wo die Aussage so erfolgt, wie das eben der Fall war, lässt es mich daran zweifeln, dass jene, die diesen Plan erstellt haben, wirklich mit der nötigen Genauigkeit oder mit dem nötigen Vorwissen darauf eingegangen sind.

Wir haben das interfraktionelle Gespräch, und Ihre Vorschläge werden selbstverständlich auch einfließen, soweit es im Bereich der Möglichkeiten liegt, denn mein Interesse ist, dass dieses Pflegeheimgesetz in breitem Konsens beschlossen wird.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Frau Abg Dr Pilz, bitte. 

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! Ich glaube, dass sich beim ÖBIG jetzt einige Leute kränken und vielleicht kränken sich auch Leute in Ihrer Gesundheitsplanungsabteilung. Sie haben schon Recht: Wer Berechnungen macht, bei denen er bis auf die Einerstelle genau weiß, was zu tun ist, den könnte man schon rückfragen, wieso er es so genau weiß. Aber in der Grundaussage ist der Wiener Pflegeheimplan nicht irgendeine Studie, sondern er wurde auch mit Ihren Beamten, im Auftrag Ihrer Abteilungen und vor allem im Hinblick auf eine Weiterentwicklung einer Pflegeheimplanung 2005 und 2010 gemacht. Das ist schon ein bisschen mehr als viele Studien, die sozusagen beliebig sind. Insofern wünsche ich mir, dass Sie das Wissen, das Sie gesammelt haben, auch nützen - es hat ja auch etwas gekostet.

Nun zu meiner Frage – das Schöne ist, dass ich heute nochmals drankomme, denn da kann man nochmals nachfragen und rückfragen. Sie sind mir eine Antwort schuldig geblieben auf die Frage: Was sieht das Wiener Pflegeheimgesetz in Bezug auf die Zimmergröße vor? - Die Achtbettzimmer haben wir in dieser Woche hier in diesen Debatten schon herunterdekliniert. Haben Sie konkrete Mindeststandards im Hinblick auf die Zimmergröße und die Ausstattung der Abteilungen im Pflegeheimgesetz verankert?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich kann es Ihnen jetzt nicht im Detail sagen. Es sollten die Zimmer festgelegt werden, aber ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, inwieweit das im Gesetz selbst oder in der Verordnung enthalten ist. Die Zimmerstandards kommen aber unbedingt vor und wir sprechen darüber demnächst. Man kann dann auch noch alles vor der Beschlussfassung einflechten.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Hahn.

Abg Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Ich wollte noch zu Ihrer Aussage betreffend die Plausibilität dieses Pflegeheimplans aus meiner Warte anmerken, dass ja in dem Plan jeweils immer sehr präzise vorausgeschickt wird, auf welchen Planungsüberlegungen diese Berechnungen fußen. Wenn man es sich genauer anschaut, dann sieht man ja, dass es in der Regel, zum Beispiel auch bei den Investitionen, Von-bis-Werte sind, je nachdem, welche Annahmen man zu Grunde legt. Insofern würde ich die Einerstelle nicht auf die Waagschale legen, sondern die Tendenz sehen, und über die Tendenz sind wir uns, so glaube ich, ja einig.

Zum Thema selbst nun meine Frage: Wir haben, als wir vor einem Jahr das letzte Mal das Pflegeheimgesetz diskutiert haben, interfraktionell auch festgehalten, dass sozusagen uno actu auch die Pflegeheimverordnung zu diskutieren ist. Wobei mir natürlich klar ist, dass rein juristisch zuerst das Gesetz existieren muss, und darauf aufbauend – formaljuridisch - ist dann die Verordnung zu erlassen. Aber wir waren hier ... (Das Mobiltelefon des Redners läutet und wird von ihm abgeschaltet.) - Entschuldigung, das kommt vor. (Abg Heinz Hufnagl: Sollte nicht vorkommen!)

Wir waren uns hier eines Sinnes ... (Abg Mag Christoph Chorherr: Wir warten gern! Tun Sie nur telefonieren!) Nun ja, wir sind auf Baustellen tätig.

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte stellen Sie Ihre Frage, Herr Abgeordneter!

Abg Dr Johannes Hahn (fortsetzend): Ich wollte wissen, ob wir, wenn wir jetzt interfraktionell das Pflegeheimgesetz diskutieren, auch wiederum unter einem die Pflegeheimverordnung diskutieren werden, weil das eine ja das andere bedingt.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! Ich habe die Verordnung bis jetzt selbst noch nicht gesehen. Ich werde der Frage nachgehen, ob sie schon so weit fertig ist. Ansonsten wird, bevor die Verordnung herauskommt, wieder ein interfraktionelles Gespräch stattfinden. Es entspricht meiner Absicht, dass prinzipiell nach jedem Gesundheitsausschuss ein interfraktionelles Gespräch stattfindet, wo man mit den Beamten über die anliegenden Gesetze, Entwürfe und Verordnungen sprechen kann, damit da eine breite Übereinstimmung gegeben ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Damit ist auch die 3. Anfrage erledigt.

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP/03901/2003/0001-KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Helmut Kowarik gestellt und ist ebenfalls an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Wann werden die Patientinnen und Patienten nicht mehr nach dem Beherbergungsgesetz in die Wiener Pflegeeinrichtungen aufgenommen?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! Es gibt kein Beherbergungsgesetz; die Pflegebedürftigen werden nach dem Wiener Sozialhilfegesetz in Wiener Pflegeeinrichtungen aufgenommen. Sehr wohl wird alles darangesetzt, den Wunsch des Einzelnen nach einem entsprechenden Platz in einer Pflegeeinrichtung zu erfüllen, es ist nur leider nicht immer möglich.

Trotzdem bleibt, auch wenn der Pflegebedürftige zwischenzeitlich in einer anderen Pflegeeinrichtung unterkommt, die Option bestehen, in das gewünschte Haus zu wechseln, sobald dort ein entsprechender Platz frei wird. Diese Vorgehensweise gilt für alle Häuser, für städtische ebenso wie für die privaten, die mit der MA 47 ein bestehendes Vertragsverhältnis haben.

Die Regelungen des Rechtsanspruchs auf Pflege finden sich in § 15 in Verbindung mit § 7 und § 11 Wiener Sozialhilfegesetz. § 36 Wiener Sozialhilfegesetz regelt die Führung von Pflegeeinrichtungen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Bitte, Herr Mag Kowarik.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Frau Stadträtin. Ich möchte aber noch einmal zum Pflegeheimgesetz-Entwurf zurückkommen. Sie haben auch davon gesprochen, dass wesentliche Dinge wie zum Bespiel personelle Ausstattung, räumliche Ausstattung und so weiter im Zuge der Verordnungsermächtigung erstellt werden sollen.

Im Pflegeheimplan sind aber auch, was die baulichen Maßnahmen betrifft, vor allem auch was die personelle Ausstattung betrifft, sehr eingehende Vorschläge gemacht worden. Ich frage nun, ob Sie zumindest in dieser Angelegenheit und in diesem Bereich die Vorschläge des Pflegeheimplanes in die Verordnungsermächtigung hineinnehmen werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! Wir haben die Absicht, die bestmögliche personelle Ausstattung festzuschreiben. Es wird festgeschrieben werden müssen, welche Personalzahlen auf Grund einer gewissen Pflegestufe nötig sind. Es ist auch gedacht, in die Geriatriezentren dann nur mehr die schwer Pflegebedürftigen zu geben, weil ja dort auch die medikalisierte Pflege stattfindet. Es sollen die personellen Ausstattungen und auch, was der zu Pflegende für seinen Heimvertrag erhalten muss, nämlich ausreichende Flüssigkeitsversorgung und dergleichen, darin festgeschrieben werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage stellt Frau Abg Cordon.

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Das Ganze ist ein bisschen dubios, zumal laut SR Leitner diese Sache nach dem Beherbergungsgesetz geregelt wird. Vielleicht kann man das intern einmal klarstellen. Es gibt nämlich überhaupt kein Beherbergungsgesetz. 

Wie Sie gestern gesagt haben, will das Personal nicht nach Lainz. Die alten, pflegebedürftigen Menschen wollen auch nicht nach Lainz, sondern eher zum Beispiel nach Favoriten. Da würde mich schon interessieren, wie man damit umgeht, denn in Favoriten hat man mir auf meine diesbezügliche Frage gesagt, das könne man nicht selbst bestimmen. Da gibt es also zwei konträre Meinungen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! Ich habe mich immer wieder erkundigt und gefragt. Im Allgemeinen nimmt man, wenn ein Platz frei ist, darauf Rücksicht. Man kann auch dann wechseln. Nur: Sie haben in einer kleinen Einheit natürlich viel weniger Plätze frei, noch dazu, wenn sie neu besiedelt wird, als in einer großen, alten Einheit. Ich weiß von den Patienten, die ich in meinem Bereich hatte und die pflegebedürftig wurden, dass da eher der Drang größer war, in die städtischen Zentren zu gehen, weil dort auch die ärztliche Versorgung mit dabei war. Man hat, wo es ging, Rücksicht genommen darauf, dass die Nähe zum Wohnort der Angehörigen gegeben war, und es wird bei Freiwerden eines Platzes auch weiter getauscht. Nur: Die kleineren und die später besiedelten Häuser haben weniger Plätze als die größeren und schon länger besiedelten. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Frau Abg Lakatha, bitte.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Zur Rechtslage der Pflegeheimeinrichtungen sind verschiedene Meinungen aufgetaucht. Prof Mazal ist der Ansicht, dass Pflegeeinrichtungen der Stadt Wien als Krankenhäuser zu führen sind, und der Stellvertretende Leiter des Gesundheitsamtes, Herr Köchl, hat bestätigt, dass für Pflegeheime keine Bewilligung hinsichtlich Krankenanstaltenberechtigung vorliegt. - Das ist der momentane Status. 

Professor Mazal ist natürlich anderer Auffassung. Er meint, dass das der falsche Weg ist, zumal sich für die Kostenbeteiligung des Einzelnen ein wesentlicher Unterschied ergibt. Es hängt nämlich davon ab, ob die Kostenbeteiligung nach dem Sozialhilfegesetz oder nach dem Krankanstaltengesetz erfolgt. 

Die Frau Bundesministerin für Gesundheit und Frauen hat sich nun an den Herrn Bürgermeister gewandt und ihn gebeten, ihr innerhalb von vierzehn Tagen seine Meinung mitzuteilen. 

Ich wollte Sie fragen, Frau Stadträtin: Ist Ihnen bekannt, ob an eine Änderung der derzeitigen Rechtslage gedacht ist oder ob es bleibt, wie es ist.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amstf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Abgeordnete! Das ist eine Diskussion zwischen den Juristen. Ich habe nie den Anspruch erhoben, über mein Fach hinaus Fachkompetenz zu haben, daher verlasse ich mich auf die Rechtsmeinung der Juristen. Sie werden sehen, es ist eben üblich, auch unter Menschen, die die gleiche Qualifikation haben, dass sie über einzelne Dinge verschiedener Ansicht sind. Das ist bei Ärzten des gleichen Fachgebietes auch manchmal der Fall. Daher gibt es ja auch Diskussionen, weil nicht alles so wie in der Mathematik ist, wo eins und eins zwei ist. 

Genauso ist es bei Juristen. In diesem Fall ist natürlich die Meinung der Juristen des Magistrats diejenige, an die ich mich halte. Wenn sie zu einer anderen Auffassung kommen, habe ich überhaupt nichts dagegen, das in diesem Sinne zu ändern. Aber hier zählt die Rechtsmeinung der Juristen dieses Hauses. Wenn sie widerlegt werden, wenn sie sich der Meinung von Professor Mazal anschließen, werden entsprechende Schritte gesetzt werden.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Herr Mag Kowarik, bitte.

Abg Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! Wir haben nun gehört, dass zur Durchführung der Gesetzwerdung dieses Pflegeheimgesetzes noch eine Fülle von Aufgaben zu bewältigen sind. Wir werden wahrscheinlich in der interfraktionellen Besprechung eine große Zahl von Änderungs- und Ergänzungswünschen einbringen, und es muss die Begutachtung erfolgen. Wir haben gehört, dass es zu einer Umstrukturierung im gesamten Sozialbereich kommen wird, was sicherlich auch einen Einfluss auf das Pflegeheimgesetz haben wird; allerdings wissen wir von dieser Umstrukturierung noch nicht, wie sie aussehen wird - zumindest wir als Oppositionelle nicht. 

Wir haben jetzt gehört, es gibt eine Rechtsdiskussion über die Art und Weise, wie die Rechtssituation geklärt werden soll, und Sie haben gesagt, Sie nehmen an, dass 2004 – Anfang 2004, wie ich gehört habe - dieser Pflegeheimgesetz-Entwurf zur Gesetzwerdung vorgelegt werden kann.

Ich frage Sie nun: Können Sie garantieren, dass das bis zu diesem Zeitpunkt geschehen wird, oder kann es sein, dass sich das dann wieder über Jahre hinziehen wird?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Frau Stadträtin, bitte.

Amstf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Abgeordneter! Jahre sind es sicher nicht, aber etwas garantieren, mich auf einen Zeitpunkt festlegen, das habe ich weder jemals in meinem zivilen Beruf gemacht, noch mache ich es hier, denn es liegt nicht alles in meinem eigenen Einflussbereich. Aber ich nehme an, es erfolgt jetzt die Begutachtung, die interne und die externe, es nimmt dann den Lauf, dass es in die Landesregierung und in den Landtag kommt, und ich bin zuversichtlich, dass es wirklich spätestens Anfang 2004 so weit ist - aber Garantien habe ich noch nie in meinem Leben übernommen.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist auch die 4. Anfrage erledigt. 

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/03903/2003/0001-KGR/LM). Sie wurde von Frau Abg Waltraud Cecile Cordon gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Die Auszahlung eines Teils der Länderentschädigung an die Israelitische Kultusgemeinde wurde auch vom Land Wien monatelang mit verschiedenen Begründungen wie "Der Bund zahlt auch nicht, von der Zusage der Frau Landeshauptmann Klasnic und der Zusage von Frau Bundesministerin Gehrer am 18. Juli 2003 war man nicht informiert, ohne Rechtssicherheit ist die Auszahlung nicht möglich etc" hinausgezögert. Kärnten und Vorarlberg haben sich problemlos zur Auszahlung ihres Anteils entschlossen. Wien hat seinen mangelnden Auszahlungswillen mit mangelnder Bereitschaft des Bundes, seinen Anteil zu zahlen und auf mangelnde Rechtssicherheit begründet. Nun ist plötzlich - laut Vizebürgermeister Dr Rieder - lediglich ein Regierungsbeschluss nötig, um eine Summe von zumindest 2 Milli-onen EUR auszahlen zu können. Mangelnde Rechtssicherheit ist kein Hindernis mehr. Allerdings sei dieser Regierungsbeschluss erst im Oktober oder November möglich. Da der Erhalt der Kultusgemeinde von einer raschen Finanzhilfe abhängt, möchte ich an Sie, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, die Frage richten, wann definitiv der Betrag von 2 Millionen EUR an die Kultusgemeinde ausbezahlt wird?

Ich bitte den Herrn Landeshauptmann um Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Da ich denke, dass dies eine Frage ist, die sich ganz besonders wenig für Auseinandersetzungen eignet, will ich jetzt gar nicht auf das eingehen, was Sie in Ihrer Anfrage über Informationen, die Sie bekommen haben, berichten. Ich will auch nicht darauf eingehen, dass offensichtlich Ihre Information, dass Kärnten und Vorarlberg gezahlt hätten, zumindest nach Auskunft der Landesamtdirektionen falsch ist. Das ist alles nicht wichtig. Ich will Ihnen einfach, unter Hintanhaltung des Manuskripts, erzählen, was sich hier abgespielt hat und jetzt abspielen wird: 

Es hat sich unbeschadet der Diskussionen um den so genannten Entschädigungsfonds, wo sich Wien übrigens als einziges Bundesland entsprechend eingebracht hat, die Landeshauptleutekonferenz angesichts des Appells des Präsidenten der Kultusgemeinde - und ich möchte daran erinnern, dass es sich nicht nur um die Kultusgemeinde Wien handelt, sondern dass Präsident Muzicant hier genauso für die Kultusgemeinden in anderen Städten verhandelt hat; es ist also nicht "nur", unter Anführungszeichen, Wien davon betroffen – entschlossen, einen Fonds zusammenzustellen, der noch einmal mit etwas über 18 Millionen EUR dotiert ist, wobei sich Wien verpflichtet hat, einen überproportionalen Anteil davon zu bezahlen, nämlich 5 Millionen EUR, das sind fast 29 Prozent. 

Dieser Beschluss der Landeshauptleutekonferenz beinhaltet allerdings auch, dass auch der Bund dieselbe Summe bezahlt und dass Rechtsfrieden in den Vereinigten Staaten hergestellt ist. 

Aus diesen drei Punkten - und aus allen drei Punkten - besteht dieser Beschluss der Landeshauptleutekonferenz. 

Wir haben daher folgerichtig auch in der Wiener Landesregierung einen Beschluss gefasst, diese 5 Milli-onen EUR in den vereinbarten Jahresraten, wie dies auch im Beschluss der Landeshauptleutekonferenz festgelegt wurde, auszubezahlen, wenn der Rechtsfrieden hergestellt ist. - Das ist ein Beschluss der Landesregierung. 

Und nun bitte ich um Verständnis, dass für mich Beschlüsse der LH-Konferenz, aber auch – und noch mehr - Beschlüsse der Landesregierung natürlich ein Faktum sind, an dem man nicht vorüber kann. 

Daher ist die Vorgangsweise, die wir hier wählen werden, folgende: Es wird Ende November eine Landeshauptleutekonferenz stattfinden. Die Landeshauptleutekonferenz wird ihren Beschluss nach Diskussion dahin gehend abändern, wie dies dem Gespräch der Frau Landeshauptmann Klasnic mit Frau Minister Gehrer entspricht, und dann werden wir unseren Landesregierungsbeschluss auch dahin gehend abändern. 

Das Ganze hat den wesentlichen Sinn, dass wir hier gemeinschaftlich ein Problem zu lösen haben und daher sinnvollerweise auch eine akkordierte Vorgangsweise, die sich im Rahmen der LH-Konferenz akkordiert, wählen wollen und nicht als einziges Bundesland davon abweichen wollen. Es steht dann einer entsprechenden Auszahlung nichts im Wege. Wenn alle Bundesländer sich daran halten, können mit Jahreswechsel der Kultusgemeinde über 3,6 Millionen EUR zur Verfügung stehen. 

Ich möchte aber schon ein bisschen auch darauf hinweisen, dass mich verwundert, dass ein wesentlicher Teil des Beschlusses der Landeshauptleutekonferenz, nämlich die Verdoppelung dieser Summe, die die Länder vereinbart haben, durch den Bund, in dem Gespräch zwischen Frau Landeshauptmann Klasnic und Frau Bundesminister Gehrer offensichtlich nicht besprochen wurde. Trotzdem werden wir so vorgehen, wie ich es hier gesagt habe. Aber ich möchte darauf hinweisen und das nicht einfach vorübergehen lassen, dass man sich, wenn wir miteinander Beschlüsse fassen - und das sind im Prinzip Vereinbarungen zu einer akkordierten Vorgangsweise, weil es keine Rechtsverbindlichkeit der Beschlüsse der Landeshauptleutekonferenz gibt -, im Hinblick auf die Sinnhaftigkeit solcher Übereinkommen, so denke ich, auch daran hält, wenn schon das Prinzip der Freiwilligkeit und der Einstimmigkeit in diesem Gremium gegeben ist. Das werden wir so diskutieren, so durchführen, die Vorgangsweise so wählen. 

Erlauben Sie mir eine persönliche Anmerkung, da ich das Budget der Kultusgemeinde einigermaßen gut kenne: Das Budget der Kultusgemeinde sollte nachhaltig entlastet werden, sodass es kein Problem für die Kultusgemeinde wäre, ihre Verbindlichkeiten entsprechend abzudecken, wenn etwas, was in anderen europäischen Ländern, vornehmlich in der Bundesrepublik Deutschland, gang und gäbe ist, auch bei uns in Österreich möglich wäre, nämlich dass die Republik die Sicherheitskosten übernimmt. In Deutschland ist es selbstverständlich, dass die Sicherheitskosten der Kultusgemeinde übernommen werden, in anderen Ländern der Europäischen Union auch. Wäre dies auch in Österreich so, hätte die Kultusgemeinde kein finanzielles Problem. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Frau Abg Cordon, bitte. 

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Landeshauptmann! Aber jetzt habe ich doch noch eine Frage. Da es bei der Kultusgemeinde ja schon höchste Eisenbahn ist, dass sie Geld bekommt, und ich aus der Zeitung erfahren habe, dass 2 Milli-onen EUR sehr wohl so rasch wie möglich von der Stadt Wien locker gemacht werden können - das hat Finanzstadtrat Rieder jedenfalls so geäußert -: Wann erfolgt die Auszahlung dieser Summe, die ja anscheinend unabhängig von der Rechtssicherheit ausgezahlt werden sollte? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe mich vorher vielleicht zu wenig deutlich ausgedrückt: In der ersten Sitzung der Landesregierung nach der Landeshauptleutekonferenz können wir dies beschließen. Und ich bitte um Verständnis dafür, dass ich eine rechtskonforme Vorgangsweise zu wählen habe und einen Beschluss der Landesregierung nicht einfach negieren kann. Der Beschluss der Landesregierung ist zu ändern, und in der akkordierten Vorgangsweise der Bundesländer wird dies in der ersten Sitzung der Landesregierung nach der Landeshauptleutekonferenz erfolgen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur zweiten Zusatzfrage. Herr Abg Prochaska, bitte. 

Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! In diesem Zusammenhang würde mich interessieren, wie hoch die Unterstützungszahlungen der Stadt Wien an die einzelnen Glaubensgemeinschaften - ausgenommen Restitutionszahlungen – sind, vor allem hinsichtlich der größenordnungsmäßigen Relationen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Landtagsabgeordneter! Aus dem Gedächtnis heraus werde ich das jetzt nicht so ganz präzise sagen können. Wenn nur die Größenordnung gemeint ist, dann werde ich in meinem Gedächtnis kramen, und ich hoffe, nicht allzu weit fehlzugehen. 

Die finanziellen Zuwendungen an die katholische Kirche in den Bereichen der Baulichkeit, also aus dem Altstadterhaltungsfonds, in den letzten fünf Jahren sind mit etwa 13 Millionen EUR zu beziffern. Der größte Posten ist der Bereich der Ordensspitäler mit etwa 135 Milli-onen EUR. Es kommen dann noch der Schulbereich dazu sowie beispielsweise "Rettet den Stephansdom", Zuschüsse zur Renovierung des Stiftes Schotten – das ist mir deswegen in Erinnerung, weil wir das jüngst erst zum Beschluss vorgelegt haben und Sie das beschlossen haben -, sodass man davon ausgehen kann, dass es in den letzten fünf Jahren etwa 150 Millionen EUR gewesen sind. Ich verweise noch einmal darauf: Der größte Teil davon ist im Spitalsbereich angesiedelt. 

Im Bereich der evangelischen Kirche ist das ein ungleich geringerer Betrag. Hier gibt es vereinzelte Unterstützung für konkrete Projekte, die sich gegenüber der vorher im Zusammenhang mit der katholischen Kirche genannten Summe in einem Prozentbereich bewegt. 

Wer im Übrigen am allerwenigsten an Zuschüssen benötigt, ist unsere muslimische Gemeinde. Diese ist offensichtlich in der Lage, sich in einem hohen Ausmaß ihre Dinge selbst zu bezahlen. 

Ich hoffe, diese Zahlen nicht völlig falsch im Gedächtnis zu haben. Wenn ja, bitte ich um Verständnis, aber ich musste das relativ auswendig sagen. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage. Herr Abg Dr GÜNTHER, bitte. 

Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Neben den Gesprächen, die Frau Bundesminister Gehrer mit Frau Landeshauptmann Klasnic geführt hat, hat sie über Auftrag des Bundeskanzlers auch Gespräche mit Präsident Muzicant über Unterstützungen der Ressorts, die außerhalb der Gesamtzahlungen gewährt werden, geführt. Ich weiß nur etwa aus dem Sozialministerium, dass hier Leistungen an die Israelitische Kultusgemeinde für Opfer der Schoah erfolgen und auch Leistungen in anderen Bereichen, die unsere Behindertensektion auszahlt. 

Wir fassen hier im Gemeinderat immer wieder auch Beschlüsse, durch die die Kultusgemeinde Summen erhält, die für spezielle Projekte gewährt werden. Es wäre interessant, zu erfahren: Wie viele derartige Sonderleistungen - die ja mit dem Gesamtausmaß nichts zu tun haben - werden hier jährlich geleistet, und an wie viele Einzelprojekte?

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Es ist offensichtlich gut, wenn man sich in einer Fragestunde auch ein bisschen unterhält, denn die Information, dass das Sozialministerium auch Zahlungen leistet - ich nehme an, dass das, was Sie geschildert haben, das Projekt ESRA betrifft -, ist für mich neu, und wir werden uns das natürlich anschauen, vor allem auch im Hinblick auf die Kompatibilität mit der Subvention, die seitens der Stadt Wien auch für ESRA und für den Betrieb von ESRA gegeben wird. Ich bin überzeugt, dass die zuständigen Beamten das wissen. Mir ist dieses Detail zur Stunde nicht bekannt. Es spielt aber auch keine Rolle, denn ich bin zutiefst davon überzeugt, dass gerade das psychosoziale Projekt - wenn man es im weitesten Sinne so bezeichnen darf - ESRA letztendlich auch einer besonderen finanziellen Zuwendung bedarf. ESRA ist ein Projekt, zu dem es von Seiten der Stadt Wien sowohl Investitionsunterstützung bei der Errichtung gegeben hat als auch eine Unterstützung nunmehr im Betrieb gibt. Es ist das Altenheim - wenn man das so sagen kann – Maimonides-Zentrum, das eine entsprechende Unterstützung bekommt, und es sind Projekte, die zum Teil daraus resultieren, dass Hakoah einer entsprechenden Lösung zugeführt wurde, und wo man nun versucht – das ist im Übrigen auch ein Grund der Verzögerung; das sozusagen als Zusatzinformation –, die Frage der Schulstandorte jüdischer Schulen hier in Wien, mit Ausnahme der Lauder-Chabad-Schule, auch entsprechend räumlich mit zu lösen, weil dies auch eine Maßnahme ist, die die Sicherheitskosten reduziert und die mir aus diesem Grund vom Prinzip her auch durchaus vernünftig erscheint. 

Also hier gibt es, soweit ich das jetzt im Gedächtnis habe, zusätzliche Unterstützung, unabhängig von dem, was ich gesagt habe, im Bereich Schule, im Bereich Altenunterstützung und im Bereich von ESRA. Es wird sicher auch noch eine Reihe weiterer Projekte geben, die mir momentan nur nicht auswendig in Erinnerung sind. 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. - Wir kommen zur vierten Zusatzfrage. Frau Abg Cordon, bitte.

Abg Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Das Klima für die jüdische Bevölkerung scheint ja im Moment nicht gerade sehr gut zu sein. Ich persönlich gebe die Schuld dafür auch dem Umstand, dass sie wirklich um ihr Geld raufen muss und ein Schacher entsteht um das Geld, das ihr eigentlich zusteht, nämlich das Restitutionsgeld. 

Meine Frage ist: Was planen Sie? Gibt es einen Plan für die Sicherheit dieser Bevölkerung von der Stadt beziehungsweise gibt es irgendeine Aktion, um dieses Klima für die jüdische Bevölkerung wieder zu verbessern, da, wie Sie ja wissen, die Angriffe auf die jüdische Bevölkerung in letzter Zeit um 50 Prozent zugenommen haben? 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Landtagsabgeordnete! 

Nicht, weil ich meine, dass es inhaltlich so ohne weiteres zu trennen wäre, sondern eher aus Vermittlungsgründen, möchte ich Ihre Frage in zwei Teile teilen. Das eine ist die Frage der unmittelbaren Sicherheit, nicht nur, weil ich will oder weil ich muss, sondern weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass Sicherheit eine öffentliche Aufgabe ist und eine öffentliche Aufgabe des Bundes ist. Ich habe mich bislang allen Versuchen entgegengesetzt, private Sicherheitsdienste zum Schutz der Bevölkerung im öffentlichen Raum zuzulassen. Ich habe mich bis jetzt beharrlichst geweigert, auch andere öffentliche Einrichtungen, die sich mit Sicherheitsfragen beschäftigen, außerhalb der Polizei zuzulassen, weil ich zutiefst davon überzeugt bin, dass eine Demokratie das Gewaltmonopol des Staates braucht. 

Und dies ist auch der Grund, warum hier ganz klar auch zu sagen ist, ich trete für ein optimales Sicherheitsbedürfnis für alle Mitglieder unserer Gesellschaft ein, selbstverständlich auch für die jüdischen Mitglieder in unserer Stadt, auch für die muslimischen Mitglieder in unserer Stadt, auch die anderer Religionsgemeinschaften, anderer Rassen, was immer, alle Menschen in unserer Stadt sollen ein optimales Sicherheits-, Lebens- und Sicherheitsgefühl haben. 

Aber das ist zu gewährleisten ausschließlich durch die dafür vorgesehenen Organe, nämlich die der österreichischen Bundespolizei. Ich halte andere Maßnahmen für höchst problematisch, denn man kann sich in verschiedenen anderen Bereichen anschauen, wo das am Ende des Tages dann letztendlich hinführt. 

Eine andere Frage, aus meiner Sicht gesehen, und da können wir sehr wohl etwas dazu beitragen, ist hier die Diskussion - die von einigen auch als Geldfeilscherei  bezeichnet würde und gesehen wird, ungerechtfertigter Weise, füge ich persönlich hinzu, denn ich sehe es so nicht -, wie man dieses Klima entsprechend verbessern kann. 

Und ich denke, dass gerade die Kultusgemeinde selbst eine ganze Menge dazu tut. Denn mir ist es nicht ganz nachvollziehbar, wieso beispielsweise eine einzigartige Geschichte in unserer Stadt, nämlich dass es zu den Ereignissen vom 11. September in den USA eine gemeinsame Erklärung der Israelitischen Kultusgemeinde und der Muslimischen Gemeinde gibt, eine gemeinsame Erklärung, unterschrieben von beiden Präsidenten, sensationell aufgenommen in der ganzen Welt, mit Kommentaren in internationalen Zeitungen, eine gewaltige Geschichte, wo große amerikanische und europäische Zeitungen geschrieben haben, das sei Ausdruck des Klimas der Concordia in dieser Stadt, dass so etwas, das in keiner anderen Stadt von Los Angeles bis zu den europäischen Städten möglich ist, hier in Wien geschieht. Nur, wo das nicht diskutiert, wo das nicht zur Kenntnis genommen wird und man sich nicht damit auseinander setzt, das ist Wien.

Und nachvollziehen kann ich das nicht ganz, denn ich bin ... (Zwischenruf von Abg Mag Christoph Chorherr.) Das ist eine wirklich interessante Frage, die kann ich hier so ohne weiteres nicht beantworten. Da muss man versuchen, auch nachzudenken und da muss man wahrscheinlich mit Freunden in einem lebendigen Diskurs offen darüber nachdenken woran das liegt, denn mir ist es in der Form nicht nachvollziehbar, wo man doch eigentlich stolz darauf sein könnte, dass es uns gelungen ist, ein solches Klima herbeizuführen, dass es möglich ist, etwa am Wiener Judenplatz eine gemeinsame Veranstaltung zu Stande zu bringen der katholischen Kirche, zumindest mit Vertretern der katholischen Kirche, mit Vertretern der evangelischen Kirchen, mit Vertretern der Israelitischen Kultusgemeinde, mit dem Rabbiner, mit den muslimischen Freunden. 

Ich halte das für eine ganz gewaltige Geschichte, was uns hier gelungen ist, die zum Nutzen aller, ja aller, selbstverständlich auch unserer jüdischen Bürger in der Stadt ist und die zweifelsfrei bei öffentlicher Diskussion auch dazu beitragen würde, dass man im Zusammenhang mit der Israelitischen Kultusgemeinde nicht permanent davon spricht, dass es hier um Geldfeilschereien geht, sondern dass man, wenn von unseren jüdischen Bürgern unserer Stadt die Rede ist, man über ihren kulturellen, über ihren wissenschaftlichen und über ihren gesellschaftlichen Beitrag zur Entwicklung unserer Stadt spricht.

Aber ich denke, das ist nicht Aufgabe eines Einzelnen, das ist nicht einmal Aufgabe einer einzelnen Partei, das ist Aufgabe von uns allen und wir werden uns bemühen müssen, einerseits die Frage, die Klubobmann Chorherr hier herein gerufen hat, tatsächlich auch zu beantworten, oder zumindest zu versuchen, und uns andererseits bemühen, dass wir diese Diskussion auch in der Bevölkerung selbst führen. 

Sie würde viel dazu beitragen, dass man das Zusammenleben auch hier in unserer Stadt in einzelnen Bereichen auch anders sieht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Danke schön. Damit ist die Fragestunde beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Die sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Lehrstellenmisere ohne Ende – höchste Zeit für Lehrlingsstiftungen" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstunterzeichner, Herrn Abg Scheed, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. 

Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.  Herr Abg Scheed, bitte.

Abg Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren des Landtags!

Bedauerlicherweise haben wir einmal mehr in diesem Haus über die besorgniserregende Situation für Lehrlinge in Wien zu reden. Wir haben mit Stand August 2003 in dieser Stadt 2 690 Jugendliche als Lehrstellensuchende gemeldet, ihnen gegenüber stehen 246 gemeldete offene Lehrstellen. Das heißt, wir haben eine Stellenandrangsziffer, wie das im technokratischen Jargon heißt, von 1:11, eine Lehrstelle für 11 Bewerber, Bewerberinnen. Ein Verhältnis, das einen nicht notwendigerweise ein großer Mathematiker sein lassen muss um zu verstehen, dass dieses Problem mit dem jetzt vorhandenen Lehrstellenangebot nicht auflösbar ist. 

Es ist verlockend, gerade bei dieser Situation, sich auf die Debatte wieder einzulassen, Schuldzuweisungen vorzunehmen und Verantwortung in den Bund zu delegieren. Redner der Oppositionsparteien würden wahrscheinlich heraus gehen und sagen nein, alles hausgemacht in Wien. Also, wir kennen sozusagen diese Richtungen.

Ich möchte diese Aktuelle Stunde mit etwas anderem beginnen, und zwar möchte ich diese Aktuelle Stunde mit einem Dank beginnen, den ich aussprechen möchte und zwar einen Dank, weil es in Wien eine Besonderheit gibt. Eine Besonderheit, die Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds heißt und in diesem Fonds Vertreter aller Parteien mittätig sind, auf der Grundlage, über parteipolitische Interessen hinweg Sachkoalitionen zu schließen und Dinge zu Stande zu bringen, die den konkret Betroffenen tatsächlich nützen.

Und ob es Frau Mag Vana von den GRÜNEN ist, ob es Kollege Dr Schock von den Freiheitlichen ist, ob es Kollege Hoch oder die Kollegin Seeliger von der ÖVP ist, aber auch ob es Mag Toifl von der Wirtschaftskammer ist oder Dr Oliva von der Industriellenvereinigung, im WAFF finden sich alle diese Interessensvertreter und selbstverständlich die Kolleginnen und Kollegen der eigenen Fraktion, finden sich alle diese Interessensvertreter zusammen aus der gemeinsamen Erkenntnis, dass man den Lehrstellensuchenden nicht wirklich helfen kann, indem man Pressemitteilungen austauscht, sondern nur dadurch, dass man sich zusammensetzt, die unterschiedlichen Sichtweisen austauscht und versucht, die optimierte Lösung gemeinsam zu Stande zu bringen. 

Und genau das ist im WAFF nunmehr seit 1995 mit steigendem Erfolg auch geschehen und für diese Kooperation, für diese Zusammenarbeit über alle Grenzen hinweg, möchte ich mich sehr herzlich bedanken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Konkret, was die Lehrlinge betrifft, hat es nicht zuletzt dazu geführt, dass in den letzten beiden Jahren erhebliche Summen seitens der Stadt via WAFF aufgewendet werden konnten, die dazu geführt haben, dass insgesamt über 3 000 Jugendliche dieser Stadt in den unterschiedlichsten Maßnahmen ganz konkret Hilfe erfahren konnten, eine Hilfe, die ihnen sonst ohne dieses Engagement der Stadt nicht zugänglich gewesen wäre. 

Es ist keine Frage, dass gemäß der Bundesverfassung, also jenseits jeglicher parteipolitischer Polemik, Arbeitsmarktpolitik Kompetenzbereich des Bundes ist. Aber es zeigt schon auch die Verantwortung der Wiener Politiker, dass sie eben wissen, dass diese Kompetenz Bundeskompetenz ist und sich gemeinsam darauf verstanden haben, auf der Wiener Ebene erhebliche Mittel zur Verfügung stellen und sich diesem Problem zuzuwenden, um den konkret Betroffenen nicht nur Hilfe, sondern letztlich auch eine Zukunft zu geben. 

Und wir sind jetzt hier in einer Situation - ich sage es noch einmal, 2 690 Menschen suchen eine Lehrstelle, suchen eine Zukunft, suchen eine Anerkennung in der Gesellschaft, suchen ihre Wertigkeit, ihren Platz in unserer Gesellschaft, in unserer Stadt, und wir sind heute hier, um darüber nachzudenken, wie diese Hilfe aussehen kann. Und es gibt seit 1998 das Jugendausbildungs – Sicherungsgesetz des Bundes und im Rahmen dieses Gesetzes wurden eine Fülle von Maßnahmen abgewickelt, die bis zu einem gewissen Grad durchaus Hilfestellung bedeutet haben. Aber es ist, glaube ich, gut, einmal zu erklären, was sich denn hinter diesem technischen Begriff einer JASG-Maßnahme versteckt. Hinter diesem Begriff versteckt sich nicht mehr und nicht weniger als ein Auffangnetz, das ein Jahr lang Jugendlichen, die keine Lehrstelle, keinen Ausbildungsplatz finden, die Möglichkeit gibt, eine ausbildungsähnliche Maßnahme zu durchlaufen, in der Hoffnung, dass es in diesem Jahr gelingt, sie tatsächlich dann auf einen Ausbildungsplatz zu bringen. Wir stellen uns etwas anderes vor. 

Die Schwäche dieser JASG-Maßnahme besteht nämlich darin, dass ein Jahr später für Viele das gleiche Problem wieder zu Tage tritt, nämlich die Maßnahme ist aus, ich habe keine Ausbildung und wir produzieren uns aus einem falsch verstandenen Spargedanken heraus Hilfsarbeiter, beziehungsweise möglicherweise auch gesellschaftlich frustrierte junge Menschen, die in der Zukunft für unsere Gesellschaft, und es ist fast zynisch über das zu reden, aber in Zukunft für die Gesellschaft viel mehr Kosten produzieren würden, als es kosten würde, jetzt eine vernünftige und zweckentsprechende Maßnahme zuzulassen und zu finanzieren. 

Und hier spreche ich konkret von den Lehrlingsstiftungen. Ich möchte für die Tatsache, dass die letzten fünfzehn Jahre von einem nahezu kontinuierlichen Rückgang des Lehrstellenangebotes in Wien gekennzeichnet waren, gar nicht polemisch auf eine Verantwortung der Unternehmerschaft herziehen. Ich habe mit vielen Kollegen des Wirtschaftsverbandes, mit Donaustädter UnternehmerInnen, aber auch sonstigen Unternehmern und Kollegen aus der Wirtschaft Gespräche hinter mir, die mir sagen, es wird zusehends schwieriger. 

Selbst für jene, die Lehrlinge ausbilden wollen, sind unter diesem extremen Kostendruck die Ausbildungskosten vor allem bei Klein- und Mittelbetrieben immer schwerer unterzubringen. Bei großen Konzernen mit Lehrwerkstätten, die immer für eine hervorragende Ausbildung Garant waren, kommt der Druck oft von den Mutterhäusern im Ausland, dass ihrer Meinung nach diese Kosten nicht mehr vertretbar sind unabhängig von dem, was das gesellschaftspolitisch bedeutet, und wir haben das Problem, dass weniger Lehrstellen zur Verfügung stehen. 

Und daher muss man - wenn man diese Situation ernst nimmt und konstruktiv darüber nachdenkt wie man sie lösen kann - im Grunde genommen aus meiner Überzeugung an zwei Punkten ansetzen. Diese Unternehmerinnen und Unternehmer beklagen sich nämlich auch vielfach, dass, selbst wenn sie ausbilden und die Kosten auf sich nehmen, der fertig ausgebildete Arbeitnehmer dann von einem anderen Betrieb abgeworben wird und sie letztlich nur die Kosten haben und vor der Alternative stehen, ob sie jetzt wieder mit der nächsten Ausbildung beginnen und wieder das Risiko eingehen, dass der fertig Ausgebildete abgeworben wird oder es auch bleiben lassen und die Ausbildung einstellen. Und daher glaube ich, ist es höchst sinnvoll, über einen Lasten- und einen Kostenausgleich zwischen den Unternehmen zu reden. 

Es gibt das Thema des Berufsausbildungsfonds. Die Idee, die sagt, Unternehmer die nicht selbst ausbilden, sollen in einen Fonds einzahlen, aus dem jene Unternehmungen, die sich der Aufgabe der Lehrlingsausbildung zuwenden und widmen, Unterstützung und Förderung erhalten können. Diese Diskussion ist sehr lang, sie wurde oft auch ideologisch verbrämt geführt. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats, ich glaube jetzt ist es Zeit, diese Fragen neu zu bewerten und zu sagen, wir brauchen gut ausgebildete Fachkräfte in der Zukunft, wir brauchen engagierte Mitarbeiter, wir brauchen selbstbewusste Kolleginnen und Kollegen in den Betrieben, die nicht von der ständigen Angst um den Arbeitsplatz auf Grund ihrer mangelnden Ausbildung gepeinigt sind, und diese Aufgabe sollten wir gemeinsam wahrnehmen und uns in diesem Sinn engagieren. Machen wir diesen Berufsausbildungsfonds. (Beifall bei der SPÖ.)

Bis es soweit ist, ist die zweite Schiene in den Vordergrund zu stellen und diese zweite Schiene sind die Lehrlingsstiftungen. Wenn die betriebliche Ausbildung nicht möglich ist, dann müssen wir außerbetriebliche, überbetriebliche Einrichtungen schaffen, nämlich die Lehrlingsstiftungen, wo ein Jugendlicher, der keine Lehrstelle erhält, eine Ausbildung beginnen kann, selbstverständlich immer mit dem Ziel, so schnell wie möglich in eine betriebliche Ausbildung zu wechseln. Wenn das aber nicht möglich ist, kann er seine Lehrausbildung in der Stiftung auch vollenden, die Lehrabschlussprüfung machen und sich damit, mit einer anerkannten Ausbildung am Arbeitsmarkt bewegen. 

Das ist eine, glaube ich, ganz entscheidende Notwendigkeit und Voraussetzung dafür, dass wir diesen jungen Menschen jene Zukunft bieten können, die notwendig ist. Und im Geiste dieser Zusammenarbeit, die wir im Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds pflegen, möchte ich Sie wirklich einladen, nein, ich möchte Sie ersuchen, dass wir auch eine gemeinsame Initiative setzen, dass der zuständige Minister für Wirtschaft und Arbeit, Martin Bartenstein, seine Zustimmung gibt und Lehrlingsstiftungen in Wien möglich macht, und zwar für die notwendige Zahl jener, die tatsächlich keinen betrieblichen Lehrplatz bekommen können. Es ist unsere Pflicht, für diese Leute zu sorgen. (Beifall bei der SPÖ.)

Und ich möchte zum Schluss nur eines in Erinnerung rufen: Es ist eine Tatsache, dass der Wohlstand Österreichs in der Zweiten Republik nicht darauf beruht hat, dass Österreich ein Niedriglohnland mit schlechten Ausbildungswegen und schlecht ausgebildeten Fachkräften ist, sondern es ist eine Tatsache, dass der Erfolg Österreichs auf hoher Produktivität und hochqualifizierten, gut ausgebildeten Fachkräften und einem guten Sozial- und Lohnniveau aufgebaut ist. Eine OECD-Studie hat erst letztes Jahr belegt, dass in Wirklichkeit die Rahmenbedingungen, die Sicherheit und Einkommen in einem anständigen Ausmaß gewährleisten, die Grundlage für eine erfolgreiche Volkswirtschaft sind. 

Und wir sind in Europa, und das kann man auch auf der Homepage von Minister Bartenstein nachlesen ...

Vorsitzende Erika Stubenvoll (unterbrechend): Bitte, dann zum Ende kommen.

GR Norbert Scheed (fortsetzend): Auf der Homepage des Ministers Bartenstein nachlesen. “Die duale Berufsausbildung ist europaweit als Best Practice Modell“ anerkannt. Wir haben allen Grund dafür zu sorgen, dass wir dieses großartige Ausbildungssystem nicht kaputt machen, sondern für die Zukunft bewahren im Interesse der jungen Menschen und der Wirtschaft dieses Landes. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Dr Vana gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich finde es sehr bedauerlich, dass der zuständige Stadtrat heute bei dieser Debatte nicht anwesend ist, weil er doch seit Jahren eigentlich gerade die Jugendbeschäftigung und seinen Einsatz für die Jugendbeschäftigung mit vollmundigen Ankündigungen im Munde führt. Das heißt, ich frage Sie, wird er noch kommen, oder interessiert es ihn einfach nicht. 

Aber zu Ihnen, Herr Kollege Scheed. Ihre Rede war sehr rührend, sie hat ja fast zu Tränen gerührt, aber ich sage Ihnen ehrlich, nach drei Tagen Gemeinderat kann ich es nicht mehr hören dieses Wien ist super, Wien ist super, Wien ist super, wir sind super und der WAFF ist super und die Arbeitsmarktpolitik in Wien ist super. Es ist nicht alles super in Wien, (Abg Mag Sonja Wehsely: Das kostet vor allem viel Geld!) Sie haben es ja selber angeschnitten, den höchsten Anstieg aller Lehrstellensuchenden in ganz Österreich. Das haben Sie natürlich nicht dazu gesagt, im Österreich-Vergleich. (Abg Godwin Schuster: Es stimmt aber!) Ein Anstieg von 58 Prozent an Lehrstellensuchenden allein im letzten Jahr. 

Zweitens, den höchsten Lehrstellenmangel in ganz Österreich und den höchsten Anstieg an Jugendarbeitslosigkeit in ganz Österreich. Plus 17 Prozent allein im letzten Jahr, rund 9 000 15- bis 25jährige Jugendliche sind beim AMS als arbeitslos gemeldet. Sie wissen, die Dunkelziffer liegt höher, und ich kann es jetzt nicht mehr hören, dass Sie die Arbeitsmarktpolitik immer wie eine heiße Kartoffel hin und her schieben, vom Bund zu Wien und Wien ist Bund, meine lieben Herrschaften. Frauschaften gibt es ja wenige in der Arbeitsmarktpolitik und leider sitzen auch im WAFF-Kuratorium, und im WAFF-Vorstand insbesondere, sehr wenig Frauen. 

Sie versagen alle, Bund und Wien versagen gleichermaßen, Sie haben Handlungsspielräume in Wien. Und wenn Sie, Herr Kollege Scheed, den WAFF über den grünen Klee loben, ja warum tümpelt dann der WAFF seit Jahren immer noch mit demselben Budget dahin? Wir haben Rekordarbeitslosigkeit in Wien und das ist Ihnen, liebe Damen und Herren von der Sozialdemokratie, nicht einen Euro mehr an Dotierung des WAFF Wert, das muss ich an dieser Stelle einmal sagen. Weil ich selbst im WAFF-Kuratorium sitze habe ich es Leid, diese Feldlobhudeleien seit Jahren zu hören. 

Seit Jahren lassen Sie sich nichts anderes zur Jugendarbeitslosigkeit einfallen als Ihr sogenanntes Angebot an den Bund, doch bitte mitzumachen bei Lehrlingsstiftungen, beim Auffangnetz. (Abg Godwin Schuster: Ein Drittel aller Lehrlinge sind Niederösterreicher oder Steirer!) Ja, natürlich sind diese Forderungen richtig, die Liste der Forderungen an den Bund ist ganz lang, so wie Sie angesprochen haben die Reform des Jugendausbildungs – Sicherungsgesetzes, Wiedereinführung der Lehrlingsstiftungen, Aufwertung der trialen Ausbildung, Gruppenlehrberufe, Einsetzung eines Berufsausbildungsfonds. Das ist alles richtig, (Abg Mag Sonja Wehsely: Sie haben keine Ahnung!) wir GRÜNEN tragen diese Forderungen seit Jahren mit, aber warum machen Sie es denn nicht in Wien. Sie haben die absolute Mehrheit in Wien, Sie können in Wien Arbeitsmarktpolitik machen, wir haben das Instrumentarium, Sie haben es auch noch genannt und über den grünen Klee gelobt, was hindert Sie daran, in Wien einen Lehrlingsfonds einzusetzen? Sie haben sehr gute Beziehungen zur Wiener Wirtschaft, bald wahrscheinlich bessere als die Wiener ÖVP, warum machen Sie es denn nicht in Wien. 

Ich bin es auch Leid, das Angebot von Stadtrat Rieder zu hören, (Abg Godwin Schuster: Was das kostet!) zwei Millionen EUR locker zu machen für die Jugendbeschäftigung, wenn der Bund mitzahlt. Ja warum, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, machen Sie es davon abhängig, dass der Bund mitzahlt. (Abg Godwin Schuster: Weil er verantwortlich ist dafür!)

Entweder Sie haben das Geld, dann investieren Sie es bitte in die Jugendbeschäftigung, oder Sie haben das Geld nicht, aber dann machen Sie keine vollmundigen Ankündigungen und predigen Sie nicht ständig heiße Luft. Es gibt das Geld entweder oder es gibt es nicht. (Abg Godwin Schuster: Denen sind die Jugendlichen Wurst!) Ich fordere Sie auf, investieren Sie das Geld in Wien und putzen Sie sich nicht immer, nur teilweise zu Recht, am Bund ab. (Beifall bei den GRÜNEN.) Sie haben eigene Handlungsspielräume und Sie müssen den Menschen auf der Straße helfen, den Jugendlichen auf der Straße, denn die sind es, die über bleiben. (Abg Godwin Schuster: Sie haben kein Gefühl!) Ihre Politik geht voll zu Lasten der Betroffenen, denn denen bieten Sie nichts an. Sie schimpfen nur auf den Bund und machen selbst seit Jahren nichts. (Abg Godwin Schuster: Das stimmt ja überhaupt nicht!) Sie verkaufen uns hier alte Hadern, Herr Scheed, denn die Programme des WAFF gibt es seit Jahren, aber das ist nichts Neues. Wie haben Sie auf die Rekordarbeitslosigkeit reagiert? 

Aber ich möchte die Diskussion noch kurz auf ein Problem lenken, das Sie überhaupt nicht angesprochen haben, nämlich die sehr triste und dramatische Situation von Mädchen am Arbeitsmarkt in Wien. Wir wissen, dass die Unternehmen viel zu wenig Mädchen ausbilden. Wir wissen, dass die Mädchen, die ausgebildet werden, zu zwei Drittel in fünf spezifische Lehrberufe fallen, die nicht gerade die bestbezahlten sind. Wir wissen, dass bereits die Einkommensunterschiede der 14- bis 21jährigen am Arbeitsmarkt 20 Prozent betragen. Das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen, die Mädchen verdienen bereits 20 Prozent weniger am Arbeitsmarkt als die Burschen und wir haben bereits 40 000 teilzeitbeschäftigte junge Frauen, unfreiwillig teilzeitbeschäftigte Frauen, am Wiener Arbeitsmarkt und was machen Sie? Ich habe meinen Ohren im Sommer nicht getraut, als ich gehört habe, dass die zwei erfolgreichsten ...

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie zum Schluss, bitte.

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): ... Mädchenprojekte, die der WAFF zu bieten hat, nämlich Matadora und Rapida vor der Schließung stehen. (Abg Godwin Schuster: Wer sagt denn das!) Die Mitarbeiterinnen, Sie wissen das ganz genau. Sie machen es wie die letzten Tage im Gemeinderat, Sie sind ertappt worden, wieder beim Sozialabbau, (Abg Sandra Frauenberger: Das ist gar nicht wahr!) die GRÜNEN haben protestiert und jetzt lassen Sie es fallen wie die heiße Kartoffel, weil alles nicht wahr ist, weil alles nicht wahr ist. Ich glaube Ihnen schon, ...

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll (unterbrechend): Kommen Sie dann bitte zum Schlusssatz, bitte!

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): dass Sie sich da schwer tun. Es zeigt aber, dass Ihnen das Problem der Jugendarbeitslosigkeit und insbesondere der Mädchen da nicht wirklich etwas Wert ist, sonst wäre es gar nicht so weit gekommen. Sonst wäre es gar nicht so weit gekommen überhaupt anzudrohen, dass diese beiden erfolgreichen Projekte vor der Schließung stehen. Wir haben immer noch keine wirklichen Zusagen, dass ...

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Frau Abgeordnete, Ihre Redezeit ist zu Ende, bitte den letzten Satz!

Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Ja, nein, ich fordere Sie auf, ich bitte Sie nicht, Herr Stadtrat, der leider nicht da ist, ich möchte jetzt auch von Ihnen die Zusage haben, heute und hier, dass diese beiden Projekte ab 2004 in der selben Qualität und im selben Umfang weitergeführt werden. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN)  

Präsidentin Prof Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Klucsarits. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn wir hier heute über Lehrlinge diskutieren, dann können Sie mir glauben ich weiß, wovon ich spreche. Als ich durch Zufall im Jahre 1953 eine Lehrstelle bekam - ich bin in Erdberg in ganz kleinen Verhältnissen aufgewachsen - habe ich miterlebt wie bitter es war, dass meine Schulkollegen auf der Straße standen, dass sie keine Lehrstelle hatten und wie schwer sie es dann im Leben hatten. 

Wenn ich nicht durch Zufall diese Lehrstelle bekommen hätte, glaube ich, würde ich heute nicht hier stehen, aber ich habe auch durch diese Lehrstelle das duale Ausbildungssystem kennen und schätzen gelernt. Ich habe gesehen, wie gut es ist, wenn man die Theorie in der Berufsschule lernt, die Praxis beim Lehrmeister, wie man damit in das Leben einsteigt und wie man sieht, wie die Praxis wirklich funktioniert. 

Ich habe mir damals auch vorgenommen, sollte ich irgendeine Möglichkeit haben, alles in meiner Macht zu unternehmen, dass es zu keiner Jugendarbeitslosigkeit kommt und dass es nicht mehr notwendig ist, dass junge Menschen auf der Straße stehen und keine Chance haben.

Und seitdem ich selbstständig bin, bilde ich Lehrlinge aus und ich kann Ihnen sagen, auch mir gibt es sehr, sehr viel, mit der Jugend zu arbeiten, immer am letzten Stand zu sein, zu sehen, wie die Probleme, die damals meine waren und die heute wieder ganz andere sind, aber genauso wichtig für den jungen Menschen sind, wie sie es damals waren. Und auch heute als Lehrmeister schätze ich das duale Ausbildungssystem, und ich habe auch sehr viel Grund, darauf stolz zu sein. Es gibt ja diese Lehrlingsolympiaden, wo sich unsere jungen Menschen in der ganzen Welt anderen im Wettbewerb stellen und es gibt kein Jahr, wo nicht unsere Österreicher und sehr, sehr viele Wiener darunter, als Sieger aus dieser Olympiade zurückkommen (Beifall bei der ÖVP) und ich glaube das zeigt, wie gut diese Ausbildung ist. 

Natürlich habe auch ich Forderungen. Zum Beispiel würden wir für die Berufsschule das Blocksystem brauchen, wie es in allen Bundesländern üblich ist, in Wien gibt es das nur teilweise. Nur teilweise, weil die Berufsschullehrer sich weigern. Ja, es liegt an den Berufsschullehrern. Gebt uns dieses Blocksystem, da tun wir uns in der Wirtschaft wesentlich leichter bei der Ausbildung. 

Was wir brauchen, sind besser ausgebildete Hauptschüler, die zu uns kommen. Reden Sie mit den Berufsschullehrern, die Schüler können nicht einmal das kleine Einmaleins. Ich bin sehr, sehr oft in den Berufsschulen unten, Sie können mich beim Wort nehmen, ich zeige Ihnen die Berufsschullehrer, die müssen mit dem kleinen Einmaleins anfangen in der Berufsschule. Das ist nicht Aufgabe der Berufsschule, oder? (Abg Franz Ekkamp hebt einen Taschenrechner in die Höhe: Was ist damit!) 

Werten wir doch den Lehrberuf auf, wir fordern Gleichstellung von Meisterprüfung im Handwerk mit der Matura. Ich habe beides, ich kann das vergleichen wie schwer das ist, eine Meisterprüfung zu machen. (Abg Mag Christoph Chorherr: Das ist nicht gleich!) Warum weigern wir uns, das aufzuwerten. (Beifall bei der ÖVP.)  

Oder, ich komme jetzt wieder zu Wiener Problemen: Die Schnupperlehre, die wird doch sehr angenommen von den jungen Menschen, ich freue mich, wenn sie kommen. 

Nur das Wiener Bundesland sagt, Schnupperlehre ist Kinderarbeit. Da müssen sie in die Schule hingehen und der Lehrer muss einverstanden sein, der muss unterschreiben, dass der Schüler eine Schnupperlehre machen darf. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist Kinderarbeit!) In allen anderen Bundesländern ist das nicht Kinderarbeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Leider Gottes rennt mir die Zeit davon, ich könnte stundenlang darüber reden, aber ich möchte noch auf ein Wiener Problem zurückkommen. Bitte, Sie von der Mehrheitsfraktion, Sie haben doch die Möglichkeit, mir zu erklären, wieso haben die Wiener Linien 1997 noch 187 Lehrlinge ausgebildet, aber 2002 nur mehr 99 Lehrlinge? (Abg Dr Matthias Tschirf und Abg Gerhard Pfeiffer: Aha, aha!)

Ist das nicht ein bisschen hausgemacht? Warum machen Sie dort nicht Druck, dass die Wiener Linien Lehrlinge ausbilden?

Oder: Bei den Wiener Stadtwerken sank die Zahl vom Jahr 2000, als noch 273 Lehrlinge beschäftigt waren, im Jahr 2001 auf 257 und 2002 auf 236 Lehrlinge. (Abg Dr Matthias Tschirf: Aha!) Vielleicht nehmen wir uns da ein bisserl bei der Nase bei dem Ganzen. Im gleichen Zeitraum sinkt im gesamten Wien der Abschluss der Lehrverträge gegenüber dem Vorjahr um 15 Prozent. (Abg Godwin Schuster: Man kann doch nicht die Lehrverträge vergleichen!) Antworte mir auf die Stadtwerke, antworte mir, warum die weniger ausbilden. Jetzt tun wir nicht Statistik hin und her. 

Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ihre Redezeit ist zu Ende.

Abg Rudolf Klucsarits (fortsetzend): Frau Präsidentin, ich komme schon zu meinem Schlusswort. 

Ganz zum Abschluss: Bitte, machen wir die Lehrlingsfrage im Interesse der Jugendlichen zu keinem Politikum. Hand in Hand, gemeinsam in alter Tradition, wie wir den Wohlstand gemeinsam aufgebaut haben, machen wir etwas gegen die Jugendarbeitslosigkeit, die Wirtschaft wird jederzeit bereit sein. Dankeschön. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Ing RUDOLPH. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Hohes Haus! 

Herr Kollege Klucsarits, ich glaube, man kann Ihnen schon antworten auf das, was Sie hier zu Recht gesagt haben. Bei den Wiener Linien ein dramatischer Rückgang bei den Lehrlingen. Aber wenn jetzt der Kollege der SPÖ heraus kommt und versucht, das mit Prozentsätzen zu erklären, dass ja der Prozentsatz der ausgebildeten Lehrlingen ohnedies gleichgeblieben ist, ist die Rechnung einfach. Die Wiener Linien haben ja auch Mitarbeiter massiv abgebaut. Waren es im Jahr 2000 noch ungefähr 8 600, so ist die Planziffer für das heurige Jahr 8 100. Also, in kürzester Zeit 500 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich reduziert. Es sind ja nicht nur die Lehrlinge betroffen, sondern es ist ja insgesamt eine massive Kürzungspolitik in diesem sozialistischen Paradebetrieb, die viele der dort Beschäftigten natürlich potentiell in die Arbeitslosigkeit stürzen wird. Das ist das eine.

Herr Kollege Scheed, ihre Tonalität hat mich durchaus angenehm berührt. Es war von einem wohltuenden Unterschied, was ich sonst von Ihren Kolleginnen und Kollegen hier von diesem Pult aus höre. Aber möglicherweise hat das auch damit zu tun, dass es ein bisschen auch ein Stückchen sozialistische Vergangenheitsbewältigung ist, die Sie hier betrieben haben, denn dass in diesem Zusammenhang der Begriff des Euroteams genannt werden muss, versteht sich, glaube ich, von selber. Also, Ihre Fähigkeit in diesem Bereich haben Sie wohl eindeutig nachgewiesen.

Ich kann bei Kollegin Vana anschließen, wo ich nur festhalte, dass es das erste Mal seit langer Zeit ist, dass ich von den Kolleginnen und Kollegen der GRÜNEN nicht die Forderung höre, dass das duale System in der bestehenden Form in Frage gestellt wird. Ich registriere das mit Aufmerksamkeit. 

Aber da bin ich schon bei Ihnen, denn wenn man sich hier herstellt so ein bisschen nach dieser Werbelinie “Hubert mach was“ – Sie können sich erinnern, diese Bankenwerbung, die es da gegeben hat – und Sie stellen sich hier her und sagen: Bartenstein mach was, dann sage ich, Wien soll es selber machen. (Beifall bei der FPÖ.)
Das, was Sie hier von diesem Punkt aus fordern müssen, ist: Rieder mach was. Machen Sie es selber, es ist Ihre eigene Aufgabe, es sind Ihre Hausaufgaben, die Sie hier zu erledigen haben. Sie wollen das zwar immer von sich weg bringen, allerdings ist es Ihre eigene Politik, die hier den Lehrstellen-Suchenden im Wege steht.

Und wenn Sie sagen, Sie sprechen mit den Unternehmern: Das glaube ich schon, dass Sie mit den Unternehmern sprechen, wir sprechen alle mit den Unternehmern. Natürlich ist der Kostendruck immer ein Argument, aber wenn Sie mit den Unternehmern sprechen die Lehrlinge ausbilden, werden Sie zwei Dinge auch noch hören. Sie werden sicherlich auch Klagen über die Qualität der Ausbildung hören. 

Wenn Sie mit Unternehmern sprechen, ich glaube Ihnen das, dann kann ich mir nicht vorstellen, dass Sie das nicht gehört haben, dass die Qualität der Ausbildung in den letzten 20 Jahren - und leider haben wir seit bereits 20 Jahren einen Rückgang am Lehrstellenmarkt - auch eine massiv kritisierte ist. 

Leider, ja leider ist hier die Lehrlingsausbildung in diesem Bereich, auch so weit es die Berufsschule betrifft, eine massiv ideologisch verpolitisierte und leider nicht in der notwendigen Form wirtschaftsnahe. Ich kann Ihnen sagen, ich weiß wovon ich spreche, ich habe sehr viele Diskussionen erlebt.

Das, was Sie sicherlich auch noch hören werden und da werden wir wahrscheinlich durchaus eher geistesverwandt sein bei dem Thema, aber nennen wir die Dinge auch beim Namen, nennen wir sie beim Namen. Es sind natürlich auch einengende Verhältnisse bei den Arbeitnehmerschutzvorschriften, die hier immer wieder beklagt werden. Legen wir das ganze durchaus auf den Tisch und sagen, das ist das, was von den ausbildenden Betrieben hier moniert wird, dass dies die Gründe seien, weswegen Sie sich aus diesem Bereich der Lehrlingsausbildung zurückziehen. 

Es sich hier einfach zu machen ist ein klassisch sozialistisches Prinzip der Umverteilung. Die einen, die etwas haben, sollen den anderen geben, die nichts haben. Das klingt ja sehr verlockend, es ist in der Praxis wahrscheinlich nur sehr schwer in dieser Form umsetzbar, denn es impliziert ja auch, dass all diejenigen Betriebe, die auf Grund ihrer Größe oder ihres Wirtschaftsganges gar keine Lehrlinge ausbilden können, dann von Ihnen zur Kasse gebeten werden, die sollen dann nach Ihrem Modell genau so einzahlen. Also, Sie sehen schon, selbst bei einfacher kurzer Beleuchtung zeigt sich ja, dass Ihr Umverteilungsmodell zwar am Papier möglicherweise gut ausschaut, aber schon in der Praxis nach kürzester Beleuchtung das nicht bringt, was Sie erhoffen. (Abg Johann Driemer: Das gibt es ja schon in der Praxis, Herr Kollege!)

Wissen Sie, wir müssen uns aber auch mit weiteren Ursachen und Folgeproblemen für die Misere auseinandersetzen. Es ist natürlich in diesem Bereich so - und wenn Sie sich die Population in den Berufsschulen ansehen werden Sie wissen was ich meine -, dass die Jugendlichen, die wir dort in den Berufsschulen unterrichten, größtenteils Kinder von Zuwanderern sind, und die Kinder, die in diesen Schulen sind, haben leider auch eine sehr geringe Basisqualifikation, die sie unter Umständen auch dazu zwingt, in eine Berufsschule zu gehen, anstatt in eine weiterführende Schule. 

Die Diskussion, weswegen das so ist, weswegen diese Basisqualifikation so gering ist, haben wir hier in den vergangenen Jahren immer wieder, immer wieder geführt, weil wir haben immer wieder gesagt, wenn diese jungen Menschen nicht in die Lage versetzt werden, beispielsweise ordentlich die Sprache des Landes, also Deutsch, zu lernen, dann werden sie am Arbeitsmarkt massive Nachteile erleiden, dann haben Sie Ihr Leben lang deutlich schlechtere Chancen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist zu Ende!

Abg Ing Herbert RUDOLPH (fortsetzend):  Und diese schlechten Chancen haben Sie mit Ihrer Form der Bildungspolitik, die Sie auch hier immer wieder vertreten, zu verantworten. Vor diese 2 690 Jugendlichen können Sie sich hinstellen und Ihre Verantwortung dafür mit einbekennen. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Sonja Kato: Die Verantwortung dafür übernehmen Sie!) 

Präsident Johann Römer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Es war so wie zu erwarten. Von der FPÖ und ÖVP sind die Überschriften gekommen, mit denen ich ohnehin gerechnet habe. Die eine lautet, Integration der AusländerInnen gehe nur, wenn sie fest deutsch lernen, und sonst sollten sie besser bleiben wo sie sind. 

Und dann ein wichtiger Punkt, die Arbeitnehmerschutzvorschriften und überhaupt die ganze Geschichte mit dem Schutz von ArbeitnehmerInnen, das sollte man am besten wegtun, weil die sind in Wirklichkeit dafür verantwortlich, dass die Lehrstellenknappheit so ist wie sie ist!

Einen Punkt, den ich Ihnen noch gerne erklären möchte ist: Sie haben die Kollegin Vana nicht ganz verstanden. Es ist um die triale Ausbildung gegangen. Trial heißt für uns zusätzlich Betriebsschule und Lehrwerkstatt und es war nicht dual, sondern das ist sozusagen der Wunsch der Vater Ihres Gedanken gewesen. Soweit zur Erklärung.

Dann jetzt noch schnell zu Kollege Klucsarits - der mich nicht nur als Umweltsprecher erfreut, sondern auch Lehrlingssprecher ist - und zu seiner Geschichte, warum die Hauptschule so schlecht ist. Nun, das kann ich Ihnen schon sagen. Da gibt es eine Bundesministerin, die dafür zuständig ist, dass die Hauptschule so schlecht ist wie sie ist, (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Nein, das kann doch nicht wahr sein!) erstens einmal.

Und zweitens, zu verlangen, dass die Meisterprüfung mit der Matura gleichgestellt wird, da denke ich mir, Minoritenplatz abbiegen, hingehen und sagen. Unsere Unterstützung haben Sie sofort. Bei der Frau Bundesministerin werden Sie diese Unterstützung nicht bekommen. (Abg Rudolf Klucsarits: Reden Sie doch nicht so!) Herr Madejski, ich weiß, Sie kennen sich aus und sind auch ein bekannter Experte, wunderbar!

Jetzt noch einmal zurück. Es stimmt, die Stadt Wien muss sich natürlich - und da hat Herr Klucsarits die richtige Nase getroffen - selber bei der Nase nehmen, denn es gibt  bei der Stadt Wien weniger Lehrstellen. Da muss man sich natürlich auch überlegen, warum. Es gibt eine Ausgliederung, und die Stadt Wien muss natürlich positiv bilanzieren. Wie auch immer, Faktum ist, dass die Stadt Wien ihre Möglichkeiten nicht nutzt. (Unruhe bei der SPÖ.) Hören sie mir zu, ich sage Ihnen schon was. 

Noch einmal, die Stadt Wien nutzt nicht die Möglichkeiten ihres Einflusses bei den Betrieben, also lassen Sie mich ausreden. 

Jetzt noch einmal zurück, wie schaut das aus bei den Lehrlingen. Ich habe nämlich einen zu Hause, der lernt die Glaserei, ja schön für Sie, wunderbar. Faktum ist, dass die Bundesregierung die Rahmenbedingungen für Lehrlinge massiv verschlechtert hat. Es gibt die Vorlehre, die Behaltefrist. Alle diese Dinge haben sich massiv verschlechtert einerseits, andererseits gibt es immer die Jammerei und dies zu Recht, es gebe so wenige Lehrstellen. 

Nun, da gäbe es aber die Möglichkeit, dass Bund, Wirtschaft und Unternehmer zusammen - das ist auch heute schon gesagt worden - jetzt nicht nur die Situation der Lehrlinge im Betrieb selber verbessern,  sondern vor allem Lehrlingsstiftungen machen. Aber, und jetzt komme ich dazu, es ist natürlich schon richtig was Kollege Scheed sagt, nur, die Stadt Wien könnte locker eingreifen, es gibt das Geld und sie könnten es auch in Wien machen. Ich frage mich nur die ganze Zeit, warum ist es so, dass es die Stadt Wien nicht tut. 

Dem Lehrling auf der Strasse, dem ist das völlig egal, wer ihm die Lehrlingsausbildung beschert, ob es die Stadt Wien ist oder der Bund. Und da denke ich mir schon, im Grunde genommen leisten wir uns eine Zweiklassengesellschaft. Auf der einen Seite die Leute in Ausbildung, ob es in der Lehre oder in der Schule ist und auf der anderen Seite die, die sich dann die McJobs geben müssen bei Mc Donalds oder sonst wo. 

Das heißt, wir bekommen eine Situation, in welcher Jugendliche von vornherein ohne Chance in den Arbeitsmarkt, oder nicht in den Arbeitsmarkt hineinkommen, mit allen Folgeerscheinungen. Schauen Sie einmal in die USA wie es ist, wenn Jugendliche keine Ausbildung haben und dann ihr Leben lang bedroht sind von Arbeitslosigkeit. (Abg Dr Matthias Tschirf: Weil sie keine duale Ausbildung haben, Herr Kollege!)
Die triale, Herr Kollege, nicht die duale. Ja, das weiß ich ohnedies, aber da denke ich mir, Sie haben einen Innungsmeister da, warum setzt sich der nicht ein, dass wir mehr Lehrstellen in Wien bekommen, oder nicht. Ist es so ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Sind Sie naiv!)
Also naiv, Entschuldigung Herr Pfeiffer, sind Sie und reden Sie mir außerdem nicht drein. Wenn Sie wollen, melden Sie sich dann nachher oder sagen Sie mir was. Noch einmal: Die Wirtschaft, und vor allem jetzt in dem Fall natürlich auch ihre Vertreter hier herinnen, und Blau-Schwarz, haben sich verabschiedet von ordentlicher Lehrlingspolitik, das muss man sagen. Und die Stadt Wien tut nichts dazu, dass es hier besser wird. 

Also, im Grunde genommen wird die Verantwortung wie immer von da dort hingeschoben und es ist mir Leid zu hören, dass die an ... (Abg Rudolf Klucsarits: Was Sie da zusammenreden!) Ja, der Herr Kollege Klucsarits stellt sich aus und sagt, die Hauptschule sei so schlecht, oder die Matura ist noch nicht in Wirklichkeit die Meisterprüfung. Nun, dann gehen Sie doch zu Ihrer Bundesministerin hin und sagen einmal endlich, dass Lehrlingsausbildung mit normaler Schulausbildung gleichgestellt wird. (Abg Dr Matthias Tschirf: Die Hauptschule ist am besten in Wien!)  Es hilft nichts wenn Sie mir da winken, Kollege Tschirf, Ihre Argumente werden nicht besser.

Jetzt noch einmal zurück: Faktum ist, dass Sie die Lehrlinge in Wirklichkeit nicht ausbilden wollen, weil Sie kein Geld investieren wollen und die Bundesregierung ist nicht besser, darum sag ich noch einmal, Wien soll investieren und die Bundesregierung soll sich nicht abputzen. Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Fuchs. Ich erteile es ihm.

Abgeordneter Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Herr Präsident! 

Ich glaube einfach, wenn man also sagt, wem glaubt eigentlich der Lehrling, wem soll er die Argumente glauben, da muss ich schon sagen, es wird nicht nur plakatiert sondern es ist eine Tatsache, dass er demjenigen glaubt, der am meisten tut, der effizient was tut und wo auch etwas für ihn herauskommt. Aber nicht so, wie ich es jetzt im Kurier von heute lese, wo eine Veranstaltung vom AMS im 2. und 20. Bezirk inszeniert worden ist, eine Lehrlingsbörse, und wo zum Beispiel die Börse zu spät gemacht worden ist, erst jetzt, wo eigentlich der Job also eigentlich schon längst greifen sollte, (Abg Godwin Schuster: Das macht ja die Kammer!) zu spät und ohne Kammer. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir haben heute schon gesagt, es soll gemeinsam mit der Wirtschaftskammer was gemacht werden, aber nicht sich alleine hinstellen und sagen, jetzt AMS, mach das alleine nur mit einem Bezirksvorsteher. Das muss ordentlich vorbereitet sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Nun, wem soll er glauben. Erhält ein Lehrling keinen Lehrplatz - und wir haben es gerade gehört -, so gibt es nur eines, es ist egal, ob Lehrling oder Kriminalität, schuldig ist die Regierung, das ist die Meinung der Stadt und das ist die Meinung jetzt auch der GRÜNEN.

Ich sage Ihnen noch etwas: Wenn Sie immer wieder klagen und selbst untätig sind, dann zeigen Sie bitte nicht auf irgendjemand anderen.

Ich sage Ihnen ganz offen: Bartenstein hat 5.500 Lehrstellenplätze geschaffen, ein Lehrauffangnetz mit 5.000 Lehrgangsplätzen, das ist vorgesehen. (Abg Godwin Schuster: Er hat ja nicht einmal 1 000 geschaffen!) Gemeinsam bitte, Herr Kollege, mit AMS, WIFI, BMI und den Wirtschaftstreibenden. Alle Länder haben sich daran beteiligt, auch an den Kosten. Wien hat 2.420 solcher Plätze zugewiesen bekommen, Lehrgangsplätze! 

Und wie schaut es für mich aus mit dem Finanziellen, was macht bitte Wien. Wien hat 2.400, ich hab mir das heraussuchen lassen, und von den 2.400 trägt als Länderbeteiligung Wien 23,92 Prozent, Burgenland hat 184 Lehrgangsplätze und beteiligt sich mit 25 Prozent, also mehr als Wien, obwohl Wien 2.500 hat. (Abg Godwin Schuster: Sagen Sie doch einmal die Beträge dazu!) Insgesamt werden 5.500 solcher Plätze von der Bundesregierung geschaffen.

 Und wenn Sie sich noch weiter informieren wollen, die Wiener Wirtschaft hat gegenüber 2002 zusätzliche 5.000 Lehrlingsplätze geschaffen, 9,6 Prozent zusätzlich. (Abg Godwin Schuster: Wo steht das drinnen?) Da steht es drinnen, bitte lesen Sie es sich durch.

Meine Damen und Herren, Sie haben es verabsäumt, Rahmenbedingungen zu schaffen. Sie gehen her und besteuern den Lehrling mit der Kommunalsteuer, statt dass Sie Anreize schaffen. Seit Einführung der Kommunalsteuer wird jede Lehrlingsentschädigung auch besteuert. Meine Damen und Herren, sie füllen damit den Geldsack statt Anreize zu schaffen. Die Bundesregierung hat den Lehrlingsfreibetrag eingeführt, die Lehrlingsprämie hat sie geschaffen und was haben Sie gemacht? 

Sie haben es verabsäumt - und wir haben es heute wieder gehört, lesen, schreiben, rechnen -, in den Grundschulen das Niveau zu steigern. 

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung bietet, und ich sage es jetzt ganz offen, den Jugendlichen Bildungs- und Ausbildungschancen. Herr Kollege Schuster, die Nachfrage der berufsbildenden Schulen, dem wird die Bundesregierung gerecht. 

Meine Damen und Herren, seit 1995, Herr Kollege Schuster, sind zusätzlich 26.000 Ausbildungsplätze geschaffen worden in Österreich, haben Sie das vergessen. (Beifall bei der ÖVP. – Abg Godwin Schuster: Wo denn?)
Wo! Lesen Sie es nach in der Statistik und wenn Sie sagen, wenn Sie nicht einverstanden sind, bitte, dann seien Sie doch aktiv, tun Sie doch etwas. Sie machen ja nichts, Sie zahlen ja nicht einmal Geld dazu, wie wir gesehen haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Wissen Sie, Dank der Initiativen der Wirtschaft und der übrigen Bundesländer ist die Jugendarbeitslosigkeit im Gesamten gesehen, in Österreich am geringsten. (Abg Godwin Schuster: Ja!) In der Jugendarbeitslosenquote ist Österreich im internationalen Vergleich dank der Bundesregierung und der Bundesländer, aber nicht Wien - dieses Federl kann sich Wien nicht an den Hut stecken -, an letzter Stelle. Aber uns ist jeder Lehrling, jeder Jugendliche, der keinen Platz bekommt, zuviel. Daher müssen wir etwas tun und ich fordere Sie auf, tun Sie etwas, schaffen Sie Rahmenbedingungen in der Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, und wenn ich Ihnen gesagt habe Lehrgangsplatz, ...

Präsident Johann Römer: (unterbrechend): Bitte, die Redezeit ist vorbei, bitte  zum Schluss kommen.

Abgeordneter Georg Fuchs (fortsetzend): Ich komme zum Schluss. (Abg Mag Sonja Wehsely: Aber geh!) Ich glaube einfach, dass man nicht mit dem Finger auf andere zeigen soll, Herr Kollege Schuster, und wir haben heute schon gehört, dass wir da nicht Parteipolitik machen sollen, denn die Situation ist viel zu ernst. Denn ein Jugendlicher der nicht beschäftigt wird, kann in eine Situation abgleiten, die wir alle nicht wollen. Nehmen Sie das ernst, schaffen Sie Rahmenbedingungen. Geben Sie Geld aus und kassieren Sie nicht Geld dafür. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Römer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Strache. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte Abgeordneten! 

Ich habe vor einiger Zeit eine Zeitung erhalten, die von Ihnen verteilt worden ist und wo ich die Überschrift vernommen habe “Damit Wien Wien bleibt.“  Ich muss feststellen, Sie kupfern in der Zwischenzeit schon freiheitliche Sprüche ab, denn Sie haben ja nur einen Begriff verändert, nämlich, damit Wien Heimat bleibt, das war ja und ist ja ein freiheitlicher Spruch. Sie haben sich also zumindest in den Überschriften uns Wiener Freiheitlichen sehr stark angenähert. 

Aber wenn ich dann in Ihrer Werbezeitschrift lese, wir fordern neue Jobs und Chancen für die Jugend, dann frage ich mich, warum Sie als verantwortliche Stadtregierung immer fordern. Schaffen Sie doch endlich die Rahmenbedingungen in der Stadt dafür, damit die Jugend eine Chance hat. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und da ist in dieser Zeitung unter anderem dargestellt, dass Wien unter den Ländern die Nummer 1 sei. Da gebe ich Ihnen Recht, die Nummer 1 bei den Negativzahlen, die Nummer 1 als Schlusslicht in allen Trends, nämlich in allen Bereichen, denn wenn ich die Bereiche hernehme, dass Wien bei einem Bevölkerungsanteil von 19,3 Prozent in Österreich einen Arbeitslosenanteil insgesamt von 34,7 Prozent hat in diesen Staat und wenn ich dann hergehe und das aufteile, dass davon insgesamt nämlich bei den Langzeitarbeitslosen Wien überhaupt 55,8 Prozent Gesamtanteil hat und bei den Arbeitslosen der Über-50-jährigen 40,9 Prozent Gesamtanteil, bei der Jugendarbeitslosigkeit im Vergleich zum Vorjahr 17 Prozent Anstieg hat, wo in Kärnten gleichzeitig minus 15 Prozent zu verzeichnen sind, ja dann frage ich mich, was kann ein Freiheitlicher Landeshauptmann Haider, was ein Roter Landeshauptmann Häupl in Wien nicht kann. 

Da gibt es einen Unterschied. Und der Unterschied ist klar auf der Hand liegend, dass dort, wo ein Freiheitlicher Landeshauptmann regiert, die Arbeitslosenzahlen besser werden und hier in dieser Stadt schlechter werden. (Beifall bei der FPÖ. – Abg Mag Sonja Wehsely: Aber bitte!)  

Und natürlich ist der desaströse Arbeitsmarkt in Wien auch eine Situation, die Sie mit zu verschulden haben. Wenn man zu wenig in den Wirtschaftsstandort investiert, dann hat man halt Probleme. (Abg Godwin Schuster: Wer hat diese Probleme!) Wenn die Stadt Wien und das Land Wien nicht interessant genug ist für Betriebe aus dem Ausland, dass sie sich hier ansiedeln, dann darf man sich nicht wundern, dass natürlich Jobs fehlen und wenn Jobs fehlen und Arbeitsplätze fehlen, darf man sich nicht wundern, wenn Lehrplätze fehlen und zu wenige Lehrplätze vorhanden sind. (Abg Josefa Tomsik: Zum Großteil in Wien!)

Das ist Ihr Beitrag, da müssen Sie ansetzen und nicht immer nur von der Bundesregierung wieder Maßnahmen einfordern, wenn es diese ja ohnedies gibt. Und es gibt Maßnahmen von Seiten der Bundesregierung und es ist ja heute angesprochen worden. Der Bund hat in diesem Jahr alleine 80 Millionen EUR zusätzlich zum Förderbudget für das AMS zur Verfügung gestellt, zusätzlich. Und das Lehrlingsauffangnetz ist ja schon in Auftrag, sodass dann Ende September 5500 Lehrlinge aufgefangen werden. Es ist schon in Auftrag. 

Ob wir das Lehrlingsstiftung nennen, ob wir es Lehrlingsauffangnetz nennen, das sind ja Namensbegrifflichkeiten. Wichtig ist, dass den Menschen geholfen wird, und wir helfen den Menschen, das macht den Unterschied aus. Bringen Sie auch Ihren Beitrag ein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und weil heute angesprochen worden ist die Schulausbildung, die Hauptschule. Ja, wer hat denn die letzten 20 Jahre in diesem Bereich die Hauptschule ausgehöhlt und ruiniert? Nun, wer war denn das. Waren das nicht SP/VP - Bildungsminister, die die Hauptschule ausgedünnt haben. (Abg Franz Ekkamp zeigt auf die FPÖ und die ÖVP.) Das ist ja bitte das, was wir von Ihnen übernommen haben, wo wir heute feststellen müssen, dass die Ausbildung in der Hauptschule nicht mehr existent ist, ja! (Abg Franz Ekkamp: Hören Sie, da drüben sitzen sie!) Ja, seit 1986 hat es schwarze Minister natürlich auch in dem Bereich gegeben. Aber Sie waren als die Hauptregierungspartei natürlich mitverantwortlich und hauptverantwortlich für diesen Bereich. 

Und es ist natürlich so, dass die Hauptschule durch die sozialistischen Schulmodelle, die Sie halt vorgegeben haben in dieser Regierung, (Abg Josefa Tomsik: Wir haben eine Gesamtschule!) die Sie halt vorgegeben haben in dieser Regierung, die Hauptschule im Bildungsbereich ausgedünnt wurde. Und heute haben wir halt keine jungen Menschen mehr, die in diesen Bereich hineingehen wollen, heute will halt jeder mit der Matura abschließen. 

Heute will jeder in diesem Bereich, im Realgymnasium, unterkommen und nicht mehr die Hauptschule besuchen, weil er weiß, dass er keine Chance mehr hat sonst in diesem Land oder die Chancen minimiert werden. Und das ist ein Problem. Und das Problem sollte man auch offen ansprechen. Und natürlich gibt es auch andere Probleme in diesen Bereichen, wie eben angesprochen vom Kollegen Chorherr, dass Sie durch die Einführung der Kommunalsteuer gerade jene Betriebe belasten, die Lehrlinge aufnehmen. 

Und zum Abschluss vielleicht eines zur Festhaltung. Wenn Beschäftigungsbewilligungen für ausländische Arbeitskräfte für Betriebe gegeben werden, die nicht bereit sind Lehrlinge aufzunehmen, dann sollte man vielleicht einmal da ansetzen und nur jene Betriebe, die Lehrlinge aufnehmen, sollen auch ein Recht haben, ausländische Arbeitskräfte anzustellen. Da müssen wir vielleicht einmal andenken oder etwas umdenken. (Abg Godwin Schuster: Wir haben ja die Quote!) Ja, aber ich sage, da sollten Sie sich auch einmal einbringen und solche Forderungen sehen und solche Forderungen auch artikulieren, dann wäre uns auch gedient. (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Johann Römer: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Frauenberger. Ich erteile es ihr. 

Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das, was wir hier hören, ist für mich in weiten Teilen eigentlich eine sehr ignorante Verweigerung von Realitäten. Es ist das Nichterkennen des Weges der Bundesregierung, nämlich kaputt zu sparen im Sozial-, Bildungs- und Arbeitsmarktbereich und auch wenn Sie es zum Beispiel nicht mehr hören können, so ist das doch eine Realität, mit der wir zu leben haben und ich möchte meine Zeit gerne dafür nutzen, Ihnen einmal darzulegen, wie wir uns diese ganze Sache vorstellen. 

2 690 lehrstellensuchende Jugendliche und im Sinne des Gender Mainstreaming sind das 1057 Mädchen und 1633 Burschen, und das ist eine mehr als drastische Situation, es ist eine dramatische Situation mit der wir da konfrontiert sind. 

Obendrauf: Erst kürzlich erschien eine neue OECD-Bildungsstudie, Österreich nimmt einen negativen Spitzenplatz ein. Nur noch die Türkei, Mexiko, Slowakei und Italien haben mehr Jugendliche, die sich ohne Job befinden, beziehungsweise ohne Ausbildung. 

Warum lässt diese Bundesregierung nun 1000 Jugendliche ohne Lehrstelle auf der Straße stehen, das wollen wir wissen. Und wir wollen das deshalb wissen, weil wir es uns zum politischen Programm gemacht haben, den Jugendlichen eine Zukunft zu geben und das ist das, wofür wir stehen. Diese Verantwortungslosigkeit der Bundesregierung kann aus unserer Sicht nur einen Hintergrund haben, nämlich, dass sie den Gesellschaftsvertrag, das Recht auf Ausbildung und auf Karriere auch für Jugendliche, bricht. Mit dieser Haltung wird den Jugendlichen die Chance auf eine gesicherte Zukunft genommen und auch eine Chance auf eine fundierte Ausbildung und auf einen Lehrabschluss. 

Die wenigeren Lehreintritte, die heute hier schon dargestellt wurden, basieren auf mehreren Gründen, die ich ganz kurz anführen mag. Das eine ist, dass es eine sehr gute schulische Berufsausbildung in Wien gibt, aber, dass es natürlich - und mit dem sind wir massiv konfrontiert - ein sehr rückläufiges Engagement der Betriebe in Wien gibt und dass jeder vierte Lehrling, der in Wien lernt und arbeitet, aus einem Bundesland kommt. 

Leider ist unser duales Berufsausbildungssystem schwer angeknackt, es gibt immer weniger Lehrstellen, es gibt immer mehr Lehrabbrüche und immer weniger Lehrlinge werden tatsächlich nach dem Abschluss einer Lehre auch übernommen. Diese Verantwortung liegt sehr wohl bei der Wirtschaft. Wenn heute zum Beispiel von einer Veranstaltung für die Bezirke 2 und 20 gesprochen wurde, dann möchte ich gerne anmerken, dass zum Beispiel dort von Anfang an die Kammer eingebunden war und dass ein hohes Interesse von Jugendlichen da war und letztendlich - ich möchte das jetzt nicht genau sagen - aber weniger als fünf Betriebe dort die Chance auch genutzt haben, tatsächlich zu matchen, und das finde ich verantwortungslos. (Abg Rudolf Klucsarits: Das ist verspätet!) Die Verantwortung liegt sehr wohl bei der Wirtschaft. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es geht darum, dass die Wirtschaft erkennt, dass Ausbildung gleichzeitig Investition ist, dass man in zukunftsträchtigen Branchen auch hergehen muss und Ausbildung von Lehrlingen fördern muss, dass es zusätzliche Lehrstellen braucht, und - das hat mein Kollege heute schon angeführt - dass wir uns neue Modelle der Umverteilung überlegen müssen, wie zum Beispiel den Berufsausbildungsfonds. 

Zum Geschlechterverhältnis möchte ich auch noch etwas sagen. Im Sinne des Gender Mainstreaming, auch wenn die Burschen eine höhere Arbeitslosenzahl haben als die Mädchen, ist es ganz besonders wichtig, dass wir bei den Mädchenförderungsmaßnahmen nicht kürzen. Daher möchte ich diese unseriöse Behauptung, dass es Radita und Matadora nicht mehr geben wird, unbedingt zurückweisen, weil Radita und Matadora wird es weitergeben, es wird ausgeschrieben und darüber hinaus gibt es noch eine Vielzahl von anderen Mädchen-Förder-ungsmaßnahmen, (Beifall bei der SPÖ.) wie zum Beispiel am "amandas matz" oder Girls go to technic. 

Die steigende Jugendarbeitslosigkeit kann nicht mit der Rücknahme von Bildung und von Maßnahmen beantwortet werden, daher investiert Wien eine Menge Geld, nämlich über 8 Millionen EUR in die Ausbildung von Jugendlichen. Das Thema heute ist "Lehrlingsstiftungen", und ich möchte noch kurz darauf eingehen, was der Unterschied ist zwischen einer Maßnahme nach dem Jugendausbildungs – Sicherungsgesetz und einer Lehrlingsstiftung.

Gehen wir davon aus, ein Mädchen sucht verzweifelt eine Lehrstelle – wir wissen, wie viele jetzt noch immer am Suchen sind –, es findet keine, die Eltern unterstützen es, es kriegt einen Platz in einer Maßnahme vom WAFF. Diese Maßnahme dauert ein Jahr, und nach diesem Jahr steht es wieder da: ohne Job, ohne weiteren Abschluss und auch ohne Aussichten und Perspektiven. 

Eine Lehrlingsstiftung könnte es ermöglichen, dass diese junge Frau eine qualifizierte Ausbildung kriegt, wie sie durchgeführt wird in vielen Maßnahmen – zum Beispiel Jugend am Werk et cetera; ich kann sie gar nicht alle nennen –, aber wenn sie fertig ist, dann hat sie ein Ticket, und zwar ein Ticket für den Arbeitsmarkt. Und das verstehen wir darunter, den Jugendlichen in dieser Stadt eine Chance zu geben, dafür nehmen wir viel Geld in die Hand, und wir sind auch jederzeit bereit, diese Verantwortung zu übernehmen. 

Aber es braucht noch zwei Dinge, nämlich die Verantwortung und das Engagement der Wirtschaft, und es braucht die Ermächtigung von Minister Bartenstein, diese Lehrlingsstiftungen auch tatsächlich durchführen zu können.

Und noch ein Hinweis in eigener Sache: Während der Bund bei Lehrstellen tatsächlich massiv einspart, ist Wien eine große Arbeitgeberin für Lehrlinge. Wir haben 1 000 Lehrlinge in 37 Berufen, 290 Lehrlinge werden jährlich aufgenommen. Das verstehen wir unter verantwortungsvolle Betrieben. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Johann Römer: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 in Zusammenhang mit § 31 Abs. 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus eine, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien drei, des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus zwei, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien einer und des Klubs der Wiener Freiheitlichen ein Antrag eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Abgeordneten Oxonitsch, Mag Kabas, Dr Tschirf und Mag Chorherr haben gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend Änderung des Wiener Bezügegesetzes 1995, 6. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1995, und des Wiener Bezügegesetzes 1997, 3. Novelle zum Wiener Bezügegesetz 1997, eingebracht. 

Diesen Antrag weise ich dem Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zu.

Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den Bericht des Kuratoriums der Wiener Museen der Stadt Wien über das Jahr 2002 an den Wiener Landtag. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Mitglieder des Wiener Landtages!

Das Wiener Museumsgesetz sieht vor, dass das Kuratorium der wissenschaftlichen Anstalt Museen der Stadt Wien jährlich einen Bericht an den Wiener Landtag über die Erreichung der im Gesetz vorgegebenen grundsätzlichen Ziele der Anstalt vorzulegen hat. Der erste Bericht liegt nunmehr vor, und ich ersuche, diesen Bericht zustimmend zur Kenntnis zu nehmen.

Präsident Johann Römer: Danke. – Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Mag Ringler zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!
Als wir vor einem Jahr die Ausgliederung der Museen der Stadt Wien beschlossen haben, da war von unserer Seite viel Skepsis angebracht, wie ich glaube. Der vorliegende Bericht des Kuratoriums bestätigt auch einige unserer Kritikpunkte, und einige der Fragen, die wir damals schon gestellt haben, sind noch offen, die sind teilweise leider bis heute noch nicht beantwortet worden.

Trotz allem möchte ich mich aber ganz besonders herzlich beim Kuratorium des Museums bedanken, das mit diesem Bericht gezeigt hat, dass ein Kuratorium seine Arbeit sehr, sehr ernst nehmen kann und in einem Bericht durchaus auch kritisch zu der eigenen Institution Stellung nehmen kann. Ich glaube, dass das ein sehr, sehr wichtiger Schritt für Wien ist, dass ein Kuratorium diese Aufgabe des kritischen, wenn auch liebevollen Begleitens einer Institution wahrnimmt. Das ist, glaube ich, auch eine der hervorstechendsten Eigenschaften dieses Berichts, dass sich deutlich zeigt, dass das Kuratorium mit viel Engagement für die Museen der Stadt Wien eintritt und trotzdem die Augen vor all jenen Dingen nicht verschließt, die es noch zu tun gibt.

Lassen Sie mich auf einige Punkte eingehen, die in diesem Bericht genannt werden. Sicherlich hervorstechend ist, dass im Bericht eine Zeile formuliert wurde, die uns zu denken geben sollte, nämlich folgender Satz: "Viele der Bestimmungen des Gesetzes" – damit ist das Museumsgesetz gemeint – "waren zu diesem Zeitpunkt" – da geht es um den Ausgliederungszeitpunkt letztes Jahr – "jedoch in der Praxis noch nicht umgesetzt und manche sind es auch Ende 2002 noch nicht." 

Was sich hier wiederfindet, ist Ausdruck dessen, dass bei dieser Ausgliederung zwar sehr wohlmeinend versucht wurde, einzelne Bestimmungen im Gesetz unterzubringen, dass es aber tatsächlich bei weitem nicht in allen Punkten gelungen ist. Die Ausgliederung erfolgte sehr rasch, und vielleicht war sie schlicht nicht gut genug vorbereitet.

Was uns auch zu denken geben sollte, ist, dass das Kuratorium sehr lange auf die Eröffnungsbilanz warten musste. Faktisch wurde die Eröffnungsbilanz nämlich erst im Dezember 2002 für das laufende Jahr bestätigt. Das ist gute zwölf Monate später, als das sonst üblich ist. Und auch das sollte uns zu denken geben. 

Es scheint überhaupt so zu sein, dass vieles, was in diesem Gesetz vorgeschrieben ist, dass einige zentrale Bestimmungen des Gesetzes, die auch für uns als gesetzgebendes Gremium, für uns als jene, die sich durchaus auch als Kontrolleure öffentlichen Eigentums und dessen, was mit Steuergeldern passiert, verstehen, zentral sein sollten, faktisch bis heute nicht umgesetzt werden konnten. Schon in der Studie, die noch vor der Ausschreibung der neuen Direktion vom Herrn Stadtrat in Auftrag gegeben wurde, wurde gesagt: Es gibt ein Problem mit dem Inventar. 

Das ist so ein langweiliges Wort, das klingt so unbrisant, und man denkt sich, na ja, mein Gott, diese Liste mit diesen Objekten. Wir kennen das alle, es ist nichts langweiliger, als eine Inventarliste zu machen – all jene, die meinen Schreibtisch kennen, wissen, wieso ich das besonders verabscheue –, aber faktisch ist es doch so, dass die Objekte, die sich im Museum befinden, öffentliches Eigentum sind. Wenn ich meinen Schreibtisch nicht besonders schön aufräume, dann ist das mein Problem, wenn aber das Museum keine Liste über die Objekte, die sich im Eigentum der Stadt Wien befinden, hat, dann haben wir ein Problem.

Ich darf Sie nur daran erinnern, dass es schon im Zuge des Strauß-Nachlass-Ankaufs zu unangenehmen Peinlichkeiten gekommen ist. So musste man feststellen, dass eine sehr wertvolle Geige plötzlich aus dem Museum verschwunden war. 

Das sind Zustände, die es unseres Erachtens nach sofort zu ändern gilt. Es muss eine vollständige Inventarliste ehestmöglich zur Verfügung gestellt werden, und ich glaube, dass es im Interesse von uns allen sein sollte, dafür, wenn es notwendig ist, auch zusätzliche Personalkosten im Museum zu unterstützen, damit diese Inventarliste gemacht werden kann, damit sie digitalisiert werden kann und damit das, was öffentliches Eigentum ist und bleiben soll, auch tatsächlich klar ist. Sonst werden wir vielleicht in 20 Jahren feststellen, dass wir gar nicht gewusst haben, was für Schätze im Museum liegen, dass wir aber leider jetzt auch nicht mehr wissen, wo sie sind, denn Inventarliste gibt es keine, gab es keine, und es ist verschwunden.

Das Kuratorium weist auch darauf hin, dass es einige Lücken im Museumsgesetz gibt, im Besonderen dort, wo auf die organisatorischen Gegebenheiten des Museums verwiesen wird, auf die Frage, wer welche Kompetenzen hat, beziehungsweise auf die organisatorische Struktur, die in der Verordnung vorgegeben ist. 

Wir haben im Kulturausschuss schon mit dem Vorsitzenden des Kuratoriums darüber diskutiert und sind übereingekommen, dass es nach Abschluss des laufenden Organisationsentwicklungsprozesses im Museum, den wir sehr unterstützen und worüber ich sehr froh bin, das der läuft – ich glaube, das ist dringend notwendig –, zu einer schnellstmöglichen Änderung und Veränderung der Verordnung und auch zu einer etwaigen Veränderung und Novellierung des Gesetzes kommen muss. 

Ich glaube, dass der Bericht eines sehr deutlich zeigt: Wenn man eine Anstalt öffentlichen Rechts gründet, wenn man eine Institution der Stadt aus der direkten Verantwortung des Magistrats entlässt, dann gehört eine gehörige Portion Augenmerk darauf gerichtet, wie es mit dem Personal weitergeht, wie es mit den Objekten und dem Eigentum dieser Organisation weitergeht und wie man Bedingungen schafft, die sicherstellen, dass die Situation für die Bediensteten, aber auch für das Museum und die Museumsarbeit und damit auch für das Publikum nachher besser ist als vorher. 

Ich hoffe, dass das Kuratorium seine sehr kritische Arbeit weiter fortsetzen wird und auch im nächsten Jahr einen kritischen Blick darauf wirft, wie sich das Museum entwickelt. Ich hoffe auch, dass es der neue Direktor Wolfgang Kos mit seinem Programm schaffen wird, das Museum aus dem Dornröschenschlaf zu wecken. Wir werden ihn gerne dabei unterstützen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie haben damals, als wir mitregiert haben, selbst die Ausgliederung des Museums sehr massiv betrieben. Wir haben das auch unbedingt für notwendig empfunden, weil ja quasi die wesentlichen Mitbewerber des Historischen Museums der Stadt Wien, der Museen der Stadt Wien, schon ausgegliedert waren, und jene, die schon länger im Kulturausschuss tätig sind, wissen, was es bedeutet, wenn so eine Institution als Abteilung geführt wird. Sie wissen sicher noch ein bisschen, dass wir immer wieder teilweise wirklich sehr kleine Beträge, die übriggeblieben sind, umwidmen mussten, sie wissen, dass zusätzliche Einnahmen aus geplanten Ausstellungen nicht direkt den Museen zugeführt werden konnten, sondern immer nur über den Umweg der Kameralistik. Daher war das einfach ein dringend notwendiger Schritt. 

Ich glaube auch, dass im Prinzip hier eine gute Arbeit geleistet wurde, trotzdem soll man sich aber natürlich die Kritik des Kuratoriums schon sehr genau anschauen. Das haben wir ja auch getan. Der Vorsitzende des Kuratoriums, Dr Lachs, war in der letzten Kulturausschusssitzung, und für die, die nicht das Vergnügen hatten, dort dabei zu sein, möchte ich nur bemerken, dass offensichtlich die Kommunikation zwischen dem Kuratoriumsvorsitzenden, dem Stadtrat und der Kulturverwaltung durchaus noch steigerbar ist, denn das war ja, ich will nicht sagen ein Disput, aber ein sehr interessanter Dialog, der dort stattgefunden hat. So hat etwa der Vorsitzende gesagt, dass dem Kuratorium vom Gesetz her Vorgaben gemacht wurden, Zeitabläufe vorgegeben wurden, die eigentlich in der Realität nicht erfüllbar waren. Das Kuratorium wurde überhaupt erst am 29. Jänner ernannt, es hat sich am 21. Februar konstituiert und sollte seine Arbeit erst am 8. März aufnehmen. Zu diesem Zeitpunkt hätte aber bereits eine Vielzahl von Aktivitäten erledigt sein sollen. 

Der für mich interessanteste Satz, der in dem ganzen Bericht drinnen steht – und das ist halt schon spannend, wie mit solchen Themen hier in Wien umgegangen wird –, ist aber eigentlich der Satz oder die Sätze, die da fehlen, denn da steht nämlich drinnen: "In sechs seiner Sitzungen, von denen drei ausschließlich diesem Thema gewidmet waren" – damit war die Erstbestellung des Direktors des ausgegliederten Museums gemeint –, befasste sich das Kuratorium mit der Erstellung eines Dreiervorschlages an den amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft für die Neubesetzung der Position des Direktors der Anstalt per 1. April 2003." 

Und dann kommt ein zweiter Satz: "Am 10. Septem-ber 2002 hat die Wiener Landesregierung Herrn Dr Wolfgang Kos zum neuen Direktor ernannt." 

Zwischen diesen beiden Sätzen, würde ich sagen, fehlt ein bisschen etwas vom Übergang her, also sozusagen wie ein schwarzes Loch im Weltall. Ich werde für alle, die nicht im Kulturausschuss tätig sind, ein bisschen etwas sagen, was zwischen den beiden Sätzen liegt und was bei der Berichtabfassung entweder irgendwo im Computerprogramm verlorengegangen ist oder aus anderen Gründen hier nicht vorkommen sollte. Dazwischen liegt, dass man für 72 000 EUR, also rund – für die, die noch in Schilling denken – eine Million Schilling, eine Findungskommission eingesetzt hat, die sich dann auf drei Kandidaten geeinigt hat. Der Herr Stadtrat hat dann aber einen Kandidaten, der dort nicht herausgekommen ist, zum neuen Direktor gemacht, nämlich Dr Wolfgang Kos, dem wir übrigens auch als ÖVP einen Vertrauensvorschuss gegeben und den wir gewählt haben, weil wir ihn für eine sehr qualifizierte Persönlichkeit halten. Nur, 72 000 EUR dafür auszugeben, zu denen man noch die Zeitkosten der in diese sechs Sitzungen involvierten Persönlichkeiten dazunehmen muss, das war, glaube ich, keine sehr sinnvolle Vorgangsweise. Wenn man als politisch Verantwortlicher jemand haben will, dann ist das ja kein Problem, nur soll man dann auch dazu stehen und ihn gleich von Anfang an dazu bestellen. 

Was da auch fehlt bei diesen Sätzen dazwischen, ist, dass aus Protest gegen diese Vorgangsweise das Kuratoriumsmitglied, Frau Prof Wodak, zurückgetreten ist, und zwar auch auf Grund der Tatsache ... (Abg Mag Marie Ringler: Das steht im Bericht!) Das steht im Bericht? Nein, es steht nur ganz klein hinten drinnen, dass sie mit diesem Datum ausgeschieden ist, aber es steht nicht der Grund drinnen. Wir haben uns das angeschaut, aber ich bin gerne bereit, noch dazuzulernen. Jedenfalls an der Stelle, wo es eigentlich hingehört, steht es nicht drinnen. 

Das heißt, hier ist es noch zu gewissen Ungereimtheiten gekommen, was die Zeitabfolge und das Gesetz betrifft, aber an sich war die Zielrichtung eine richtige. Der Bestellungsvorgang, sage ich jetzt einmal, ist ein mehr als steigerbarer, aber das trifft ja nicht nur auf diese Besetzung und Bestellung zu. 

Ich möchte jetzt noch eine Frage anschließen. Diese Politik der Ausgliederung ist meiner Meinung nach weder eine ideologische noch eine, wo man sagt, alles gehört unbedingt ausgegliedert – da gibt es durchaus Skepsis, die wir auch als Opposition in anderen Wirtschaftsbereichen haben –, aber bei den Museen hat es sicher Sinn gehabt wegen der Wettbewerbsfähigkeit. 

Ein zweiter Bereich, bei dem wir – mit "wir" meine ich den Dr Marboe damals – eigentlich ganz knapp vor dem Abschluss der Ausgliederung waren, das war der "Klangbogen". Auch beim "Klangbogen" halte ich diese Ausgliederung an sich für sinnvoll, einfach aus Wettbewerbsgründen. Da geht es darum, Verträge abzuschließen, flexibel zu sein, manche Veranstaltungen haben höhere Einnahmen, manche Veranstaltungen haben geringere Einnahmen und so weiter. Da fragen wir jetzt seit immerhin schon zwei Jahren nach: Was ist eigentlich mit der Ausgliederung des "Klangbogens"? Da hat man uns gesagt: Na ja, eigentlich ist alles fertig, es gibt nur ein kleines Problem, das ist die Abrechnung der Telefongebühren. Damit ist die Abrechnung der Telefongebühren zwischen dem "Klangbogen" und der zentralen Verwaltung gemeint. Daran wird gearbeitet. Ich habe jetzt ein bisschen die Sorge, dass sozusagen am Ende dieser Ära diese an sich sinnvolle Initiative der Ausgliederung des "Klangbogens" an der offensichtlich nicht zu lösenden Telefonabrechnungsfrage scheitert. Da wollte ich einmal zart nachfragen, ob schon Experten beigezogen wurden, Findungskommissionen, Beratungskommissionen eingesetzt wurden, die sich diesem wichtigen Thema widmen und es vielleicht auch einmal einer Lösung zuführen, oder ob man das überhaupt schon aufgegeben hat, weil das nicht möglich ist.

Ich möchte zum Abschluss sagen, dass wir dem Dr Kos, der ein ambitioniertes Programm vorgelegt hat, wie gesagt, einen Vertrauensvorschuss geben, dass wir schauen, in welche Richtung sich dieses Museum entwickeln wird. Wir glauben nicht, dass da alles neu gemacht werden muss. Hier kann man auf einer guten Arbeit aufbauen, die auch eine breite Palette abgedeckt hat. Ich glaube, die Stärke dieses Museums – ich halte es auch für eine gute Idee, dieses Museum oder diese Museen Wien Museen zu nennen, um zu einer klareren öffentlichen Identität zu kommen – ist das sehr anspruchsvolle Programm. Unsere Hoffnung ist, dass die Breite, die schon bisher da war, aufrechterhalten wird, dass die Vielfalt der Besucherstruktur erhalten bleibt oder vielleicht auch noch gesteigert werden kann. 

In diesem Sinn glauben wir, dass dieses neue Museum jetzt mit den nötigen Strukturen ausgestattet ist, um wettbewerbsfähig zu sein und möglichst viele Menschen anzuziehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Präsident Johann Römer: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie Sie wissen, haben auch wir der Ausgliederung zugestimmt, und wir freuen uns jetzt, dass sich hier in Zukunft ein sehr interessantes Museum weiterentwickeln wird. 

Der unmittelbare Einfluss des Herrn Kulturstadtrates ist seit der Ausgliederung nicht mehr gegeben, es entscheidet ja jetzt die Leitung selber, aber es wird trotzdem so sein, dass viele Dinge, die im Umfeld zu diesem Museum kulturpolitisch zu entscheiden sein werden, nach wie vor in den Aufgabenbereich des Herrn Kulturstadtrates gehören werden. Dazu gehört ja auch jetzt schon die Diskussion um zusätzliche Ausstellungsmöglichkeiten. 

Da wird auch darüber diskutiert, dass man den Raum unter dem Karlsplatz – wie Sie alle wissen, gibt es da einen Schacht einer U-Bahn, der nicht genützt wird –eventuell nützen könne. Ich möchte gleich hier die Gelegenheit beim Schopf ergreifen und sagen, dass wir diese Idee nicht so gut finden. Wir haben sehr viele Ausstellungsflächen in Wien, und wir glauben nicht, dass wir mit sehr viel Geld da noch zusätzlich Ausstellungsflächen schaffen müssen.

Auf der anderen Seite ist in unmittelbarer Nachbarschaft zum Wien Museum das Künstlerhaus, das jetzt in große Schwierigkeiten geraten ist, und wir fänden es daher sehr sinnvoll, würde man eine sehr enge Zusammenarbeit mit dem Künstlerhaus anstreben, damit eventuell das Wien Museum mit dem Künstlerhaus gemeinsame Ausstellungen machen kann. 

Ich möchte trotzdem darauf hinweisen, dass wir, was die Aufgaben eines Museums anbelangt, eine ganz präzise Vorstellung haben. Ich möchte jetzt noch einmal daran erinnern, damit von meiner Rede nicht nur hängen bleibt, dass ich mich für zusätzliche Sonderausstellungen interessiere. Wir haben immer wieder gesagt, dass die ureigensten Aufgaben des Museums das Sammeln, das Bewahren, das Erschließen und das Vermitteln sind. Das sind klassische Aufgaben, die ja auch in einer Definition festgehalten werden, und zwar in der ICOM-Definition des International Council of Museums, die für die ganze Welt gültig ist. Ich möchte das hier noch einmal zitieren: 

"Das Museum ist eine permanente Institution ohne gewinnbringende Ziele im Dienste zur Entwicklung der Gesellschaft, der Öffentlichkeit zugänglich und mit der Erforschung, dem Erwerb, der Bewahrung und der Weitergabe der materiellen Zeugnisse des Menschen sowie ihrer Ausstellung für Zwecke des Studiums, der Erziehung und Erbauung beauftragt."

Ich erwähne das deshalb, damit man weiß, dass wir Freiheitlichen meinen, dass das reale Objekt, also das angreifbare Projekt im Mittelpunkt steht. Erst wenn man diese wissenschaftliche Arbeit gemacht hat – das ist die Arbeit, die im Hintergrund erfolgt und die man nicht so sieht –, kann man dann interessante Sonderausstellungen machen. 

Wir werden auch die Arbeit, die jetzt Herr Dr Kos macht, an dieser ureigensten Definition messen, wollen aber darüber hinaus heute die Gelegenheit ergreifen, einen Antrag einzubringen, und zwar den Antrag bezüglich zusätzlicher Ausstellungsflächen. Da meinen wir eben, dass man das Künstlerhaus vielleicht einbeziehen könne, und wir denken, dass hier schon der Kulturstadtrat, auch wenn die Museen ausgegliedert sind, kulturpolitisch eine Initiative ergreifen kann. Ich nehme an, er hat das vielleicht schon gemacht, ich weiß es nicht. 

Auf jeden Fall stellen wir den Antrag, dass der Kulturstadtrat Gespräche beziehungsweise Verhandlungen mit den beiden Häusern führen möge, also auf der einen Seite mit den Museen der Stadt Wien und auf der anderen Seite mit dem Künstlerhaus, damit hier eine engere Zusammenarbeit, was den Ausstellungsbetrieb – ich meine hier die Sonderausstellungen – angeht, entsteht und damit man diese enge Zusammenarbeit fördert. 

Auch ich wünsche Herrn Dr Kos viel Erfolg. Wir freuen uns sehr, dass mit der Ausgliederung eine ganz neue Basis geschaffen wurde. Wir werden diese Arbeit mit großem Interesse verfolgen. (Beifall bei der FPÖ)  

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Woller. Ich erteile es ihm. 

Abg Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Gemeinderats und Landtags): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn der Kultursprecher der Wiener ÖVP, der sich hier immer mehr als Sprecher des StR Dr Marboe profiliert, die Frage stellt, warum die Ausgliederung des "Klangbogens" noch nicht erfolgt ist, dann würde ich sagen: Frag einfach den StR Marboe, warum er es damals nicht gemacht hat. (Lebhafte Heiterkeit von StR Dr Marboe und Abg Dr Salcher.) Er hat fünf Jahre Zeit gehabt. Ich weiß, wir haben das lange verhandelt. Das war eines der vielen Themen, die StR Marboe unerledigt hinterlassen hat. Sich jetzt herzustellen und den neuen Stadtrat das zu fragen, ist polemisch. Das können wir nur zurückweisen. (Beifall bei der SPÖ. – Abg Dr Andreas Salcher: Und was ist jetzt in zwei Jahren passiert?) 

In den letzten zwei Jahren sind wir an eine völlige Neustrukturierung der Wiener Musiktheaterlandschaft gegangen, und daher macht es einfach Sinn, die Ausgliederung des "Klangbogens" in diesem Zusammenhang zu sehen. Wir arbeiten derzeit sehr konkret an dieser Neustrukturierung der Wiener Musiktheaterlandschaft, und daher wird das sicher auch im Zuge dieser Neustrukturierung umgesetzt. 

Zum Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien möchte ich sagen, dass man, unabhängig von allen Details, die da drinnen stehen, feststellen muss, dass die Umwandlung bisher überaus erfolgreich gelaufen ist. Wiewohl ein ganz komplexes Thema ist sie in kürzester Zeit, innerhalb von zwei Jahren, durchgeführt worden. Das fiel auch mit einer völligen Neupositionierung des Museums der Stadt Wien und mit einem Wechsel in der Direktion zusammen. Die Umwandlung war deshalb so erfolgreich, weil sie sehr gut vorbereitet war, von der Politik, und zwar durch einen Gemeinderatsbeschluss, durch eine Enquete des Gemeinderatsausschusses, durch eine sehr gute Arbeit der Juristen und Beamten dieses Hauses und nicht zuletzt durch die Arbeit der handelnden Personen. 

Wenn man berücksichtigt, dass der Bericht den Zeitraum des Jahres 2002 betrifft, muss man feststellen, dass das ganze Jahr noch in die Direktion Dr Düriegl fällt. Ich möchte auch feststellen, dass alles, was HR Dr Günther Düriegl zur Vorbereitung, zur Weichenstellung, zur Umwandlung des Historischen Museums in eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts geleistet hat, von hoher Kompetenz und Harmonie geprägt war, und dafür möchte ich ihm an dieser Stelle auch noch einmal herzlich danken. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten der FPÖ.)
Die Umwandlung in eine Anstalt öffentlichen Rechts war auch deshalb so erfolgreich, weil sie im Gegensatz zur Ausgliederung der Bundesmuseen in einem ganz wichtigen Punkt anders war als auf Bundesebene. Während es im Bund über Jahre hindurch festgeschriebene Budgets gibt, die zu großen finanziellen Schwierigkeiten der Bundesmuseen führen, die eine ständige Kritik aller Direktoren der Bundesmuseen zur Folge haben und die einschneidende Einsparungen zur Folge haben, die bis hin zur Absage von Ausstellungsprojekten führen, wurde in Wien schon im Museumsgesetz eine jährliche Erhöhung des Budgets um 1,43 Prozent festgeschrieben. Das heißt zum Beispiel, dass im Gesetz für das Jahr 2002 die Zahl 14,74 Millionen EUR für das Museum der Stadt Wien enthalten war. Das hat sich innerhalb von einem Jahr unter Einrechnung aller Ruhe- und Vorsorgekosten für die Beschäftigten und der zur Verfügung gestellten Overheadkosten der Stadt Wien bereits im Jahr 2003 auf die Summe von 15,789 Millionen EUR für das Museum der Stadt Wien erhöht. Von einer derartigen finanziellen Ausstattung und von einer derartigen Planungssicherheit können Bundesmuseen nur träumen. Das zeigt wieder einmal, dass Wien wirklich anders und vor allem besser ist als die Bundesregierung. (Beifall bei der SPÖ.)
Durch die Umwandlung in eine wissenschaftlich Anstalt öffentlichen Rechts ist das Wien Museum flexibler und zeitgemäßer geworden, und auch wenn die Opposition versucht hat, aus dem Bericht einzelne Kritikpunkte herauszulesen, muss man sagen, dass die Ausgliederung höchst erfolgreich war und dass alle wesentlichen Schritte im Sinne des Wiener Museumsgesetzes und der Museumsordnung tatsächlich umgesetzt worden sind. Das war die Einsetzung eines Kuratoriums als Aufsichtsorgan, das war die Bestellung des Vorsitzenden des Kuratoriums, das war die Bestellung einer kaufmännischen Direktorin, das war die Vorlage eines Wirtschaftsplans, das war die Vorlage einer Eröffnungsbilanz, und das war auch die Diskussion über Vorgaben zur inhaltlichen Ausrichtung des Hauses. 

Nun zu einzelnen Kritikpunkten: Wenn von Lücken im Gesetz gesprochen wird, muss ich darauf hinweisen, dass wir gerade deshalb eine Museumsordnung geschaffen haben. Alle Dinge, die im Gesetz nicht im Detail geregelt sind, sind natürlich in der Verordnung der Landesregierung geregelt. Es ist überhaupt kein Punkt angeführt worden – weder im Bericht des Kuratoriums noch von Oppositionsparteien –, in dem konkret gesagt worden wäre, in diesem und in jenem Punkt sollte das Gesetz adaptiert werden. Das ist eine vage Formulierung, und es ist überhaupt nicht nachvollziehbar, in welchem Punkt das Gesetz ergänzt werden sollte. 

Die Kritik, dass nicht alles am Stichtag 1.1.2002 fertig geworden ist, ist natürlich einigermaßen verwunderlich. Es steht im Gesetz immer nur, dass zum Stichtag 1.1.2002 die Ausgliederung erfolgt. Nachdem jeder weiß, dass am 1.1.2002 Feiertag war, die meisten Menschen in dieser Stadt nicht gearbeitet haben sich vom Feiern erholt haben, ist auch nicht anzunehmen, dass am Stichtag irgendetwas erledigt wurde. Es ist aber völlig unabhängig davon im Laufe des Jahres 2002 alles, was die Umwandlung notwendig gemacht hat, umgesetzt worden, natürlich auch die Vorlage einer Eröffnungsbilanz zum 1.1.2002. Dass das dann einige Monate später erfolgt ist, hat ja damit absolut nichts zu tun.

Was nun die Kritik an der Inventarisierung betrifft, so schreitet die elektronische Katalogisierung so zügig voran, wie es noch nie in der Geschichte des Historischen Museums der Stadt Wien der Fall war. Es ist aber auch festzustellen, dass auf Grund der Unmenge von Objekten, die im Besitz des Museums sind, dafür ein längerer Zeitraum notwendig ist. Da hilft es auch nichts, wenn wir das Gesetz ändern, sondern das ist einfach ein laufender Prozess. 

Zum Beschlussantrag der FPÖ-Abgeordneten möchte ich feststellen, dass es meines Erachtens natürlich nicht geht, dass man Museen ausgliedert aus der Verwaltung der Stadt Wien und sie in die Unabhängigkeit entlässt und ihnen dann vorschreibt, was sie zu tun haben. Ausgegliederte Häuser, egal ob das jetzt das Wien Museum ist oder ob das das Künstlerhaus ist, haben Budgets, haben ihre Aufgaben, und sie sollen ihre bilateralen Fragen als ausgegliederte unabhängige Häuser selbst lösen. Es ist sicher nicht angebracht, dass sich der Stadtrat hier einmischt. Daher werden wir auch diesen Antrag ablehnen. 

Zur Kritik an der Bestellung – Herr Abg Salcher wird hoffentlich zuhören (Abg Dr Andreas Salcher: Immer!) –: Das war völlig korrekt. Es gab eine Ausschreibung des Kuratoriums, wie im Gesetz vorgesehen, es gab die Einbeziehung einer Personalberatungsagentur, es gab Hearings, und es gab einen Vorschlag, einen Bericht des Kuratoriums, und all das war ganz genau im Sinne des Gesetzes. Aber im Gesetz ist auch eindeutig geregelt, dass die Entscheidung die Wiener Landesregierung auf Vorschlag des amtsführenden Stadtrates nach Anhörung des Kuratoriums zu treffen hat. Diese Anhörung ist ausführlichst erfolgt. Es wurde dann eine Entscheidung getroffen, die auf Dr Wolfgang Kos fiel, der sich ordnungsgemäß beworben hat, der ein hervorragendes Konzept vorgelegt hat. 

Es ist im Sinne der politischen Verantwortung des Kulturstadtrates völlig korrekt gewesen, dass er sich nach Einhaltung aller gesetzlichen Vorgaben und nach Anhörung des Kuratoriums dann für Dr Wolfgang Kos entschieden hat, und wenn man die ersten Monate seiner Direktion betrachtet, war diese Entscheidung ein absoluter Glücksgriff für das Wien Museum und ein absoluter Glücksgriff für die Kulturstadt Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte noch ein paar Sätze zur Zukunft des Wien Museums sagen. Die ist tatsächlich viel interessanter und wichtiger als einige Bürokratismen des Vorjahres. Die Zukunft des Wien Museums ist eine gute. Es hat die Neupositionierung innerhalb kürzester Zeit geschafft, es hat ein völlig neues Profil gewonnen. Apropos Profil. Das "profil" hat in der letzten Woche einen ausführlichen Bericht über die Museumslandschaft in der Stadt Wien gebracht, hat über Höhepunkte, über Tiefschläge der Wiener Museumslandschaft berichtet und schreibt: 

„In Aufbruchstimmung befindet sich insbesondere Wolfgang Kos, der neue Direktor des Wien Museums, weil dort offensichtlich die Entwicklung in eine sehr gute Richtung läuft." Der angestrebte Erneuerungsprozess hat voll eingesetzt mit einer Corporate Identity: Wien Museum als Marke, als neue Marke der Museen der Stadt Wien. Dr Kos möchte, dass da nicht irgendein Wiener Museum ist, sondern das Wien Museum. – Das wird jetzt auch im Titel und öffentlichen Erscheinungsbild ausgedrückt. Das Wien Museum soll nicht nur irgend ein Stadtmuseum, irgendein Geschichtsmuseum, irgendein Kunstmuseum sein im üblichen Sinn, sondern soll ein urbanes Universalmuseum mit heterogenen reichhaltigen Sammlungen und vielfältigen Ausstellungsthemen sein. Das Wien Museum soll nicht nur museal wirken, sondern Gespür haben für aktuelle Stimmungslagen und neue kritische Fragestellungen.

Ich glaube, dass Dr Wolfgang Kos in der Vergangenheit und auch in seinen ersten Monaten als Direktor des Wien Museums bewiesen hat, dass er dafür der richtige Direktor ist.

Das Konzept des Wien Museums für das Jahr 2004, das in seiner Gesamtheit jetzt schon vorgestellt worden ist, lässt die Handschrift von Wolfgang Kos erkennen. Wir freuen uns jedenfalls auf ein attraktives erstes Jahr im neupositionierten Wien Museum. Die Wienerinnen und Wiener freuen sich auch. Sie können sich in Zukunft freuen über einen freien Sonntagsbesuch aller Dauerausstellungen des Wien Museums. (Beifall bei der SPÖ.)
Das Wien Museum ist damit nicht nur das profilierte Wien Museum, sondern es ist auch das Museum der Wienerinnen und Wiener. Die rasche und erfolgreiche Umwandlung des Historischen Museums in eine Anstalt öffentlichen Rechts in den vergangenen zwei Jahren sowie der Start und das Konzept für die Zukunft machen es uns leicht, den Bericht des Kuratoriums hier im Wiener Landtag zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender!

Lassen Sie mich in aller Kürze noch ein paar Punkte sagen, weil ich annehme, dass wir auch im Landtag nicht allzu oft Gelegenheit haben, zu der Wiener Museumslandschaft etwas zu sagen.

Ich glaube, es ist aus allen Beiträgen hervorgegangen, dass dieser Ausgliederungsprozess ein guter war, dass es richtig war, diesen Weg zu gehen, und dass es richtig war, ihn auch so zu gehen. Die bisherige Geschichte des Museums und nicht zuletzt auch der vorliegende Bericht beweisen das. Im Grunde haben auch die Beiträge gezeigt, dass außer einigen inhaltlichen Anmerkungen im Wesentlichen keine erheblichen Kritikpunkte anzumerken waren. Ich glaube, es ist auch richtig herausgekommen, dass dieser Ausgliederungsprozess – auch im Unterschied zu dem, der bei den Bundesmuseen stattgefunden hat; ich gebe durchaus zu, dass man daraus auch einiges gelernt hat – ein erfolgreicherer war, weil er ein schnellerer war, weil viele Probleme jetzt schon gelöst sind, die teilweise in den Bundesmuseen noch immer nicht gelöst sind. 

Dieser Prozess unterscheidet sich wesentlich auch dadurch, dass er einhergegangen ist mit einer inhaltlichen Auseinandersetzung, mit einer inhaltlichen Positionierung, etwas, was bei den Bundesmuseen auch nicht stattgefunden hat. Wir haben einen sehr breiten Diskussionsprozess zu Beginn gehabt und auch während der Ausgliederung, während der Bestellung der neuen Direktion, der neuen Leitung. Ich glaube, dass das Programm, das jetzt vorgestellt wurde für das nächste Jahr und für die nächsten Jahre, das auch widerspiegelt.

Es gibt also eine inhaltliche Neupositionierung, aber auch verschiedene neue Wege in der Vermittlung. Einer davon war sicher – etwas, was mir aus kulturpolitischen Gründen wichtig war, und ich freue mich, dass die Leitung das auch so gesehen hat –, das Museum noch weiter zu öffnen, auch im Sinne eines freien Eintrittes, nämlich zusätzlich noch am Sonntag. Ich glaube, dass das Wien Museum in der Zwischenzeit ein Museum ist, das nicht nur die niedrigsten Eintrittspreise in ganz Österreich verlangt oder wahrscheinlich überhaupt auch europaweit gesehen, sondern zusätzlich noch einen Halbtag am Freitag und einen ganzen Tag am Sonntag bei freiem Eintritt zur Verfügung steht. Das erscheint mir wichtig zu sein, denn ich meine, wenn etwas öffentliches Gut ist, dann sollen die Menschen auch die Gelegenheit haben, sich das anzuschauen, ohne dafür unmäßig viel zahlen zu müssen.

Es war mir wichtig, auch das Museum inhaltlich neu zu positionieren. Ich glaube, das ist auch gelungen durch die neue Leitung. Die Ausstellungsvorhaben für die nächsten Jahre zeigen das sehr deutlich.

Es war mir auch wichtig, gleich festzuhalten, dass ein Ausgliederungsgesetz – auch im Unterschied zu den Bundesmuseen – nicht gleichbedeutend sein kann mit einer unlimitierten Weiterbestellung der dafür Verantwortlichen. Ich meine, dass das ein wesentlicher Fehler war in den Bundesmuseen, dass man gesagt hat, diejenigen, die dort jetzt tätig sind, können sich da gleich ad infinitum weiter zu Direktoren bestellen. Das hat jetzt im Konkreten nichts mit der Person zu tun, das hat auch nichts konkret mit der Leistung der Person zu tun, sondern da geht es ums Prinzip. Ich meine, es wäre unsauber gewesen, ein Museumsgesetz, eine Ausgliederung dafür zu benützen, um in Wahrheit eigentlich die Leitung auf unbestimmte Zeit weiter zu bestellen. Es geht vielmehr darum, dass man sich sehr fair dem Prozess stellt und sich fragt: Was wollen wir eigentlich mit dem Museum? Wer ist die geeignetste Person, das auch weiterzuführen?

Unabhängig von den Verdiensten, die konkret Dr Düriegl daran hatte – Ernst Woller hat richtigerweise darauf hingewiesen –, den Ausgliederungsprozess einzuleiten, war es, glaube ich, richtig, hier auch im Sinne einer von Ihnen, meine Herren von der ÖVP, immer so gern zitierten Ausschreibungskultur klare Fronten zu schaffen und klar vorzugehen, und zwar entsprechend ... (Abg Dr Andreas Salcher: Aber nicht 72 000 EUR dafür ausgeben!) Ich komm gleich dazu, Sie haben nicht aufgepasst, Herr Dr. Salcher. Das ist momentan noch nicht das Thema, aber ich komm gleich dazu. 

Ich stehe dazu – ich habe das auch mehrmals öffentlich gesagt und fühle mich in meiner Vorgangsweise durch die Arbeit in der Zwischenzeit absolut bestätigt –, dass ich Dr  Kos der Landesregierung vorgeschlagen habe und diese ihn auch bestellt hat. Ich stehe auch absolut zu dem Prozess, der dazu geführt hat. Da ist weder vom Gesetz her noch von Inhalt des Gesetzes noch vom Sinn des Gesetzes her irgendein Deut davon abzugehen. Wir sind auch nicht davon abgegangen, sondern ich habe meine Verantwortung wahrgenommen und habe Diskussionen mit dem Kuratorium geführt und die Empfehlungen überlegt. Sie werden niemanden aus dem Kuratorium finden, der mir vorwirft, mich nicht ernsthaft mit den Ideen, den Vorschlägen und den Gesprächen des Kuratoriums beschäftigt zu haben. Ich habe das sehr ernst genommen, und weil ich es so ernst genommen habe, weil ich mich so sehr damit beschäftigt habe, bin ich zu einem anderen Schluss gekommen, der mir auch zusteht, und habe das der Landesregierung entsprechend so vorgeschlagen.

Wissen Sie, Sie können sich formal über etwas aufregen, aber da muss formal etwas falsch sein. Es war formal nichts falsch, deshalb frage ich Sie: Worüber regen Sie sich eigentlich jetzt auf? Dann geben Sie offen zu, es passt Ihnen der Dr Kos nicht, so wie Sie das ja offensichtlich unter dem Pseudonym Andreas Anzenberger im "Kurier" auch geschrieben haben. Dann sollen Sie das sagen, dann sagen Sie öffentlich, Sie wollen den Dr Kos nicht, aber nörgeln Sie doch nicht an Formalgeschichten herum, die im Übrigen formal gar nicht zu kritisieren sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Herr Kollege Salcher, Sie haben davon gesprochen, dass einiges in der so genannten Ära Marboe ganz knapp vor dem Abschluss gestanden ist. Lassen Sie mich das auch einmal kurz aufgreifen. Ich meine, das ist eine diplomatische Umschreibung dafür, dass zu dem Zeitpunkt am Ende dieser Ära einfach ganz viel, ganz, ganz viel nicht entschieden war, schlicht und einfach liegengeblieben ist, schlicht und einfach nichts entschieden war. (Abg Dr Andreas Salcher: Es waren ja Wahlen dazwischen!) Das reicht von der Josefstadt-Entschei-dung – eineinhalb Jahre liegt das irgendwie in einem Schubladl – über den Rabenhof, den Sie heute so gern zum Thema machen – eineinhalb Jahre lang hat sich das einfach vor sich hin entwickelt –, bis hin zum "Klangbogen". Also wenn das alles so ein Thema war und wenn das alles knapp vor dem Abschluss war, warum haben Sie es dann nicht gemacht, um Gottes Willen? (StR Dr Peter Marboe: Weil die Wahlen vorverlegt worden sind!) Ja, die Wahl ist vorverlegt worden. So ist das in der Demokratie, dass es ab und an auch einmal Wahlen gibt, Gott sei Dank, aber man kann sich nicht darauf ausreden, dass das sozusagen alles ganz knapp vor dem Abschluss war, denn ganz knapp vor dem Abschluss, da waren drei Monate dazwischen. Ja selbst die Ausgliederung der Museen war ganz knapp vorm Abschluss.

Also es war alles so knapp vor dem Abschluss, aber wie ich gekommen bin, hat man das alles erst einmal angreifen müssen, hat man das alles einmal ...(StR Dr Peter Marboe: Das ist schon beschlossen gewesen!) Dr Marboe, das war nicht beschlossen, sondern das wurde beschlossen, als ich schon Stadtrat war. Kurz und gut, es ist eine Ära der Nichtentscheidungen gewesen, die wir dann relativ rasch beendet haben. Seither werden Dinge entschieden und auch weiterbetrieben und auch Weichenstellungen vorgenommen. (Beifall bei der SPÖ.)
Dann noch etwas zur Ausschreibungskultur, weil das auch immer wieder ein öffentliches Thema ist. Sie versuchen es zumindest zum Thema zu machen, aber komischerweise interessiert zunehmend immer weniger Leute die Ausschreibungskultur. Allein in den zweieinhalb Jahren, seit ich hier mein Amt angetreten habe, sind natürlich wesentlich mehr Entscheidungen gefallen und haben auch mehr Ausschreibungen stattgefunden als jemals in der Zeit der Ära Marboe. Es sind vor allem Dinge entschieden worden, es sind Dinge sehr gut entschieden worden und größtenteils auch problemlos entschieden worden. Denn das vergessen Sie immer in Ihrem Bemühen, einzelne Punkte herauszugreifen. 

Das reicht vom Rabenhof, wo sehr wohl eine Ausschreibung war, wo es natürlich eine Ausschreibung gab, wo es sogar die Empfehlung einer Jury gegeben hat, die tatsächlich auch auf Welunschek gelautet hat. (Ironische Heiterkeit des Abg Dr Andreas Salcher.) Ich stehe auch dazu, weil er zumindest in den erst zwei Jahren der Existenz des Rabenhofes diesen Rabenhof jedenfalls auf die Landkarte des Wiener Theaterlebens gebracht hat. (Abg Dr Andreas Salcher: Es ist besser, Sie reden nicht davon!) Das Museum wurde ausgeschrieben und entschieden, das ZOOM Kindermuseum wurde ausgeschrieben und entschieden, das Kindertheater ausgeschrieben und entschieden, das Theater der Jugend aus-geschrieben und entschieden, Kunstverein Wien ausge-schrieben und entschieden, Freie Bühne Wien ausgeschrieben und entschieden, der Filmfonds, die Kuratoren für die Musiktheaterlandschaft, die Leitung für die Theatertournee der Bezirke und und und. 

Also heute herzugehen und zu sagen, das sind alles irgendwie Problemfälle gewesen und da ist nichts weitergegangen, ist einfach billige Polemik oder jedenfalls der traurige Versuch, eine Nostalgie herzustellen, an der im Übrigen überhaupt niemand mehr interessiert ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Zurück zu diesem Museum. Ich meine, das war letztendlich eine geglückte Ausgliederung, auch hinsichtlich der Valorisierung. Das Museum ist auf einem sehr guten Weg, das Museum hat interessante Ausstellungen und Programminhalte zu bieten. Der Bericht des Kuratoriums, der nun mehr vorliegt, listet durchaus auch in einigen kritischen Worten auf, was noch zu tun ist. Man wird das, was jetzt ihm Verlauf der Praxis sinnvollerweise noch in die Museumsordnung aufzunehmen ist, auch durchführen. Auch da sind wir, glaube ich, auf einem sehr konstruktiven Weg

Ich meine, dass das Wien Museum, wie es jetzt heißt, vormals Historisches Museum der Stadt Wien, auf einem guten Weg ist, und zwar abseits der Diskussion, die da jetzt geführt wird, von wegen Positionierungen, von wegen, wir müssen jetzt die Museumslandschaft sozusagen neu definieren. Das gilt alles für die Bundesmuseen, da gibt es das alles nicht. Die Wiener Museen sind inhaltlich neu positioniert, da gibt es keine Debatte darüber, sie sind auch ausreichend ausgestattet – auch das im Unterschied zum Bund –, und ich meine, sie sind im Grunde ein Vorzeigebeispiel dafür, wie in Wien mit Kultur umgegangen wird, mit dem kulturellen Erbe umgegangen wird.

Ich bitte Sie daher um Zustimmung zu diesem Bericht. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Römer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien über das Jahr 2002 zur Kenntnisnehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Dieser Bericht ist damit einstimmig beschlossen. 

Es liegt nun ein Beschlussantrag der FPÖ- Gemeinderäte Unterreiner, Ebinger, Stefan vor. Er betrifft die engere Zusammenarbeit im Ausstellungsbereich. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den zuständigen amtsführenden Stadtrat beantragt. 

Ich bitte jene, die diesen Beschlussantrag unterstützen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist die Minderheit. Mit den Stimmen der SPÖ abgelehnt.

Die Postnummer 2 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über Maßnahmen zur Bewältigung von Katastrophen, Großschadensereignissen und komplexen Schadensereignissen sowie die Einrichtung eines Krisenmanagements (Wiener Katastrophenhilfe- und Krisenmanagementgesetz – W-KKG). 

Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche Sie um Zustimmung.

Präsident Johann Römer: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand heroben. – Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.

Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr Abg Fuchs.

Abgeordneter Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Wir beschließen heute ein Gesetz über Maßnahmen zur Bewältigung von Katastrophen und Großschadensereignissen sowie die Einrichtung eines Krisenmanagements. 

Beim Katastrophenschutz, das wissen wir alle, kommt es zu einem wesentlichen Teil darauf an, dass es ein Vorsorgebewusstsein der Bevölkerung gibt. Wir alle wissen, dass gerade dieses Bewusstsein in der Bevölkerung nicht immer zu finden ist und man in manchen Teilen nachhelfen muss, weil aktive Katastrophenhilfe und auch Ernstfälle natürlich schneller bewältigt werden können, wenn Aufgeklärtheit und ein richtiges Verhalten vorliegen. 

Es gibt eine Befragung und eine Studie von Univ Prof Dr Peter Vitouch, die von der MA 68 – Feuerwehr und Katastrophenschutz und den "Helfern Wiens" – Selbstschutz – Zivilschutz in Wien in Auftrag gegeben worden ist und die klar aussagt, dass die Bereitwilligkeit der Bevölkerung da ist. 

Meine Damen und Herren! In den letzten acht Jahren wurde in Wien unter Mithilfe aller Fraktionen so ein Sicherheitsnetz aufgebaut, gemeinsam mit hochrangigen Experten, gemeinsam natürlich mit den "Helfern Wiens", die uns allen bekannt sind, die jahrzehntelange Erfahrung haben und versuchen, in den Schulen und in der Bevölkerung diese Aufklärung durchzuführen. Es gibt aber dazu keine Rechtsverbindlichkeit, sondern es wird derzeit in einem gesetzlosen Raum agiert. 

Es ist daher notwendig, dass dieses Präventionsdenken nun in dem neuen Gesetz verankert wird und man sich dieser einschlägigen Organisationen zur Verbreitung der Selbstschutzinformationen bedient, insbesondere auch der Organisation "Die Helfer Wiens". 

Ich möchte daher zur Prävention, die ganz besonders wichtig ist, gemeinsam mit meinen Kollegen Klucsarits, Prof Kopietz, Dr Maurer, Ing Rudolph und David Ellensohn folgenden Abänderungsantrag einbringen: 

"Der Landtag wollte beschließen: 

Im vorliegenden Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Bewältigung von Katastrophen, Großschadensereignissen und komplexen Schadensereignissen sowie zur Einrichtung eines Krisenmanagements (Wiener Katastrophenhilfe- und Krisenmanagementgesetz – W-KKG) sind folgende Ergänzungen vorzunehmen:

§ 8 lautet wie folgt: 

'§ 8 (1) Die Gemeinde hat für die präventive Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im Selbstschutz der Bevölkerung zu sorgen, einschließlich Anleitungen für die von jedem Einzelnen für sich und seine Angehörigen zum Schutz vor Personen- und Sachschäden zu treffenden Vorkehrungen. 

(2) Zur Vorbereitung von Selbstschutzinformationen nach Abs. 1 kann sich die Gemeinde eines allgemein zugänglichen Schulungsangebotes einschlägiger Organisationen und Einrichtungen, insbesondere der Organisation 'Die Helfer Wiens' – Selbstschutz – Zivilschutz, bedienen.'"

Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Johann Römer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Ing Rudolph. Ich erteile es ihm. 

Abg Ing Herbert Rudolph (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hohes Haus! 

Wenn man sich ein derartiges Gesetzeswerk näher ansieht, dann ist es ganz gut, einmal auf jene Bestimmung zu blicken die die Frage der Finanzierung behandelt, denn mit dem Blick auf die Finanzierung wird oftmals deutlich, wie ernst es dem Gesetzgeber ist mit dem, was er zur Beschlussfassung vorlegt. Und gerade bei dieser Materie, bei der Katastrophenhilfe und beim Krisenmanagement, ist es ja mit Sicherheit nicht so, dass man ohne Investitionen in die entsprechende Infrastruktur all das wird bewältigen können, was das Gesetz vorschreibt, dass in Zukunft zu bewältigen sei. 

Bei der Textierung dieses Rechtswerkes ist es ja auch ganz interessant, dass man zwar hinschreibt, dass keine Folgekosten zu gewärtigen sind, also dass im Vergleich zur bisherigen Rechtslage keine Mehrkosten zu erwarten sind, dass sich dann aber die Autoren des Werkes dessen offensichtlich doch nicht ganz so sicher sind, denn sie fügen in den Erläuternden Bemerkungen noch ein Argumentarium an, wo man dann vielleicht doch sagen könnte, es kämen Kosten, und wie man dem begegnet. 

Ich sage das deshalb, weil man sich dann, wenn wir uns im Gemeinderat mit dieser Thematik beschäftigen, auch klar sein soll, dass infolge dieses Gesetzes Investitionen auf die Gemeinde zukommen werden, und zwar, wenn man es sehr ernst nimmt, durchaus maßgebliche Investitionen. – Das zum einen. 

Zum Zweiten: Bei Durchsicht des Gesetzes fällt auf, dass in der Fristsetzung, bis wann das, was der Gesetzgeber der Gemeinde aufträgt, zu erledigen ist, durchaus unterschiedliche Vorstellungen sind, wer was bis wann zu erledigen hat. Diese Fristsetzung fehlt beispielsweise bei dem im § 3 Abs. 1 normierten Schutzplan. Da steht nur drinnen, dass die Gemeinde den zu erstellen hat, jedoch ohne Fristsetzung, und all das, was ohne Fristsetzung ist, passiert irgendwann, aber "irgendwann" kann ja wohl nicht im Sinne eines Krisenmanagementgesetzes sein, sondern das ist eher sehr unstrukturiert, ungeordnet. Nur auf das Wechselspiel abzustellen, dass dann die Abgeordneten oder die Mitglieder des Wiener Gemeinderates nachfragen, wie weit denn die Gemeinde ihrer Aufgabe nachgekommen ist, diesen Schutzplan zu erstellen, und dann in regelmäßigen Abständen zu erfahren, er ist halt noch nicht fertig, ist vielleicht ein wenig kurz gegriffen. 

Weiters meine ich, dass es im § 4, Einsatzpläne für Krankenanstalten, ebenfalls notwendig wäre, dafür zu sorgen, dass diese Einsatzpläne, so wie das beispielsweise im § 9 Abs. 6 der Vorlage bei den externen Notfallplänen normiert werden soll, zumindest alle drei Jahre und bei wesentlichen Änderungen auch kurzfristiger Überprüfungen, Erprobungen und Überarbeitungen notwendig sind. Selbst die in diesem § 9 Abs. 6 jetzt einmal vorgesehenen drei Jahre sind eine durchaus lange Frist, aber nehmen wir einmal diese lange Frist als Basis für eine Modifikation im § 3 Abs. 5 und im § 4 Abs. 1, die ich auch mit einem Zusatzantrag zur Abstimmung bringen möchte, dass wir auch hier bei dem Schutzplan und bei den Einsatzplänen eine Fristsetzung von drei Jahren vorsehen beziehungsweise für die Aktualisierung auch kürzere Fristen vorsehen, wenn es die Gegebenheiten erfordern. 

Drei Jahre sind eine lange Zeit, innerhalb von drei Jahren ändern sich Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, daher stimmen die in diesen Plänen festgelegte Namen nicht, es ändern sich Telefonnummern, es ändern sich Zimmerbezeichnungen, es ändern sich Raumaufteilungen. Das heißt, all diese Organismen, um die es hier geht, leben. Wenn bei einem derartigen Plan, der ja auf eine bestimmte Grundstruktur aufbaut, im Akutfall nicht mehr geprüft werden kann, wie weit er denn jetzt die tatsächlichen Gegebenheiten abbildet, und er erst aktualisiert werden muss, dann ist es natürlich zu spät. Daher gehört diese Aktualisierungstätigkeit laufend vorgenommen. Ich glaube, wir wären gut beraten, dies auch im Landesgesetz entsprechend abzubilden.

Ich stelle daher gemeinsam mit meinen Mitunterzeichnern einen entsprechenden Zusatzantrag und ersuche um dessen sofortige Abstimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein weiterer Antrag, der sich ebenfalls mit diesem § 3, allerdings Abs. 2, beschäftigt – ich habe mir das so ein bisschen plastisch hingeschrieben –, ist der Feuerwehrsubventionspassus, denn auf den wird sich die Wiener Feuerwehr nachdrücklich berufen, wenn es darum geht, neue Gerätschaften anzuschaffen. Dieser Passus des § 3 Abs. 2 kennt aber nur technische Hilfsmittel. Das, was unseres Erachtens notwendig wäre, ist, dass wir auch hier im Gesetz festhalten, dass etwa bei der Bewältigung von Großschadensereignissen auch Zivildiener zur Verfügung gestellt werden und dass hier auch das Bundesministerium für Inneres mit eingebunden werden muss, diese Zivildiener dann zur Verfügung zu stellen.

Ich darf das in Form eines Beschlussantrages hier einbringen und gleichzeitig beantragen, dass dieser Antrag, weil der Katastrophenschutz bei der Frau StRin Brauner beheimatet ist, auch an den zuständigen Ausschuss für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal zugewiesen wird. Er lautet:

"Der Landeshauptmann und die zuständigen Stadträte werden ersucht, durch die Beantragung zusätzlicher Zivildiener beim Bundesministerium für Inneres dafür zu sorgen, dass bei Großschadensereignissen eine ausreichende Anzahl zur Bewältigung der dem Land gemäß Bundesverfassung zugeschriebenen Aufgaben zur Verfügung stehen." (Beifall bei der FPÖ.) 

Es gibt noch einen weiteren Punkt in diesem Gesetz, wo ich meine, dass es dem Wiener Landtag gut anstünde, hier mit einem Zusatzantrag noch eine geringfügige Veränderung im § 29 Abs. 1 vorzunehmen. Und zwar – ich habe das schon einleitend gesagt – geht es hier um Fragen der Fristsetzung und es geht hier um das Thema des Schutzplanes.

§ 29 kennt hier in der Vorlage folgende Bestimmung – im § 29 Abs. 1 –: Der gemäß § 3 des Wiener Katastrophenhilfegesetzes bestehende Katastrophenschutzplan gilt bis zur Erstellung eines Schutzplanes gemäß § 3 dieses Gesetzes.

Also nachdem der Schutzplan gemäß § 3 keine Fristsetzung kennt und daher nach Gutdünken der Gemeinde irgendwann einmal erstellt werden kann, würden das Wiener Katastrophenhilfegesetz in der bestehenden Form und der bestehende Katastrophenschutzplan in der geänderten Form sehr, sehr lange weiter gelten. Dies entspricht aber nicht den Intentionen des vorliegenden Gesetzes und daher stelle ich auch hier den Zusatzantrag, "dass die Gemeinde einen Schutzplan gemäß § 3 dieses Gesetzes bis zum Ablauf auf dessen Kundmachung zweitfolgenden Jahres zu erstellen hat."

In formeller Hinsicht wird bei diesem Zusatzantrag auch die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Hoher Landtag! 

Es gibt natürlich eine Reihe weiterer Punkte, bei denen man, wenn man das Gesetz jetzt dann noch ein bisschen näher durcharbeitet, die eine oder andere Modifikation noch einfordern kann. Aber vielleicht lässt sich das auch auf dem Verwaltungswege erledigen.

Also zum Beispiel, dass die Entwürfe der externen Notfallspläne – das steht jetzt hier im Gesetz – entweder im "Amtsblatt der Stadt Wien" veröffentlicht werden oder im Internet. Ich glaube, es ist kein großes Geheimnis, dass das "Amtsblatt der Stadt Wien" nicht sosehr zu den bevorzugten Publikationen der Wienerinnen und Wiener zählt, und das Internet steht zwar einem Großteil, vor allem der jüngeren Bevölkerung zur Verfügung, aber es ist mit Sicherheit so, dass ein größerer Teil der älteren Bevölkerung sich noch nicht regelmäßig des Internets bedient. Es wäre vielleicht daher durchaus angebracht, etwa in den Gratis-Bezirksmedien auch diese Notfallpläne zu publizieren.

Des Weiteren meine ich, dass im § 19 die Inanspruchnahme von Hilfsmitteln, die dem Militärbefugnisgesetz nachempfunden ist, dann auch wirklich diesem Bundesgesetz konkret nachgebildet werden soll. Das Militärbefugnisgesetz kennt die Bestimmung, dass nur zur unmittelbaren Abwehr und Bekämpfung von Ereignissen hier fremde Hilfsmittel et cetera et cetera in Anspruch genommen werden dürfen. Diese Unmittelbarkeit fehlt in der Vorlage. Und ich darf die Damen und Herren der sozialdemokratischen Fraktion daran erinnern, dass es die SPÖ war, die grundsätzlich gegen diesen Passus der Inanspruchnahme von Hilfsmitteln etwa im Militärbefugnisgesetz auf Bundesebene massiv protestiert hat. Das, was Sie jetzt hier beschließen wollen, ist sogar noch darüber hinausgehend gegenüber dem, was Sie auf Bundesebene kritisiert haben.

Des Weiteren ist hier nicht geregelt, inwieweit Sie auch die Möglichkeit haben, auf Bundeseinrichtungen zuzugreifen. Man könnte in einer weiten Auslegung dieser Bestimmung meinen, dass sich hier der Landesgesetzgeber eine Möglichkeit verschafft, auf Bundeseinrichtungen, etwa des Bundesheeres oder der Polizei, zuzugreifen. Ich glaube, das sollte auch in weiterer Folge noch etwas schärfer und präziser formuliert werden. 

Das soll uns aber nicht hindern, heute dieser Vorlage die Zustimmung zu erteilen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Abschließend noch eine Bestimmung, ebenfalls in diesem § 19 Abs. 2. Hier ist es so, dass Sie denjenigen, der Hilfsmittel zur Verfügung stellt, stellen muss und der dann auch das Recht hat, entschädigt zu werden, in eine durchaus schwache rechtliche Position bringen, weil es bekommt derjenige, der hier eine Leistung erbringt, zwar eine Bescheinigung, aber er bekommt keinen Bescheid und er kann sich dann sein Recht, das heißt seine Entschädigung, nur vor Gericht erkämpfen. Ich glaube, dass das doch eine massive Ungleichstellung ist zwischen Behörde auf der einen Seite und Privatperson auf der anderen Seite. Es hat die Privatperson hier das volle Kostentragungsrisiko, es liegt hier beim jetzt – jetzt unter Anführungszeichen – "Geschädigten", der dann um seine Entschädigungshöhe prozessieren muss. Ich glaube, man sollte hier das tun, was dem Rechtsstaat angemessen ist, man sollte hier ein Verwaltungsverfahren implementieren, das demjenigen, der von dieser Bestimmung betroffen ist, einen Bescheid gibt, und dann kann man auf Basis dieses Bescheides den weiteren Rechtsweg bestreiten.

Der große Unterschied besteht darin: Bei einem Bescheid liegt das Kostentragungsrisiko bei demjenigen, der den Bescheid erlässt, im Fall des Prozesses liegt es beim Privaten. Und ich glaube nicht, dass es Ihre Intention war und ist, hier jemandem, der, auch möglicherweise gegen seinen Willen, hier zur Hilfeleistung herangezogen werden muss, weil es die Umstände erfordern, dann auch noch einen Prozessweg zuzumuten, um ihn zu entschädigen. Ich glaube, dass das nicht Ihre Intention ist und daher kann es keine große Schwierigkeit sein, in weiterer Folge auch hier dann noch eine entsprechende Novellierung vorzunehmen.

Mit dem Ersuchen, dass Sie den Zusatzanträgen zustimmen und dem Beschlussantrag die Zustimmung zur weiteren Behandlung im Ausschuss geben, möchte ich schließen. 

Wir werden der Vorlage zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist der Herr Abg Dkfm Dr Maurer. 

Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Hoher Landtag!

Alle wollen möglichst wenige und möglichst einfache Gesetze, auch ich, dennoch ist es von Zeit zu Zeit notwendig, Ergänzungen und Änderungen vorzunehmen, und manchmal sind auch zusätzliche Bestimmungen erforderlich, um eben neuen Gegebenheiten Rechnung zu tragen oder Klarstellungen zu treffen. Das auch deswegen, um Verfahren zu vereinfachen und klare Kompetenzen zu schaffen, oft auch zum Schutz von Beamten in Einsatzsituationen.

Das Gesetz gibt sich den Anspruch, leicht lesbar zu sein. Ich stelle fest, dass das gut gelungen ist und der Grundsatz der allgemeinen Verständlichkeit eingehalten wird. Letztlich ist eine Neufassung des gesamten Gesetzes besser als eine Novellierung, um die Lesbarkeit und den Zugriff auf die aktuellen Bestimmungen zu erleichtern. 

Wichtigste Änderung ist die Erweiterung des Anwendungsbereiches, derzeit nur Katastrophen, dann auch Großschadensereignisse und komplexe Schadensereignisse. 

Die Regelung der Einsatzleitung – ebenfalls wichtig – vor Ort bringt eine Klärung der Kompetenzen in Krisensituationen für die dort tätigen Beamten.

Ich will das Gesetz hier nicht referieren und komme zu den Anträgen.

Den ersten Abänderungsantrag, referiert von Georg Fuchs, eingebracht von Vertretern aller Fraktionen, empfehle ich selbstverständlich zur Annahme.

Bei den FPÖ-Anträgen ist differenziert vorzugehen. Hier haben wir einmal die beiden Zusatzanträge. 

Ich beginne mit dem § 29. Bei dem Inhalt dieses Antrages handelt es sich offensichtlich um ein Missverständnis, weil schon jetzt ein Schutzplan besteht und dieser auch nach In-Kraft-Treten des Gesetzes weiter gilt. Der bestehende Plan wird nur um zwei Elemente ergänzt. Es entsteht aber überhaupt keine Lücke. Die in der Begründung erwähnten Einsatzpläne der Krankenanstalten bauen daher zunächst auf dem bestehenden Plan auf. Ich empfehle daher, diesen Antrag abzulehnen.

Der Zusatzantrag zu § 3 Abs. 5. Diese Regelung ist deswegen nicht zielführend, weil der Schutzplan sowieso aktuell gehalten werden muss. Die erwähnte Dreijahresfrist stammt aus der so genannten Seveso-Richtlinie und bezieht sich ausschließlich auf Betriebe, auf die in regelmäßigen Abständen Handlungsdruck ausgeübt werden muss. 

Was den Schutzplan und die Einsatzpläne betrifft, so wäre es sowieso nicht akzeptabel, wenn diese nicht aktuell wären, da sie dann auf das Schadensereignis nicht passen würden. Ich empfehle daher auch diesen Antrag zur Ablehnung.

Zum Beschlussantrag der FPÖ ist einerseits einmal zu sagen, rein vom Prozedere her: Der ist ungefähr eine halbe Stunde vor der Verhandlung des Gegenstandes eingereicht worden. Ich würde ihn schon allein deshalb zur Ablehnung empfehlen. Inhaltlich jedoch auch, weil hier zusätzliche Zivildiener gefordert werden, auch um dafür zu sorgen, dass bei Großschadensereignissen genügend Personal zur Verfügung steht. Auch das ist nicht ausgereift und nicht durchdacht, denn Großschadensereignisse, wie oft kommen die vor? Was machen die Zivildiener in der Zwischenzeit? Das wäre eine völlig überflüssige Übung, und Zivildiener könnte man meines Erachtens auch sinnvoller einsetzen. Also es wäre besser, diese Dinge vorher zu durchdenken und vielleicht auch mit den anderen Fraktionen zu besprechen. Ich empfehle daher auch diesen Beschlussantrag zur Ablehnung.

Zum Entwurf ersuche ich selbstverständlich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Präsident Johann Hatzl: Ich danke für die Wortmeldung. 

Wir kommen zur Frage, nachdem keine weiteren Wortmeldungen vorliegen und die Verhandlung für geschlossen erklärt ist, ob der Herr Berichterstatter das Schlusswort wünscht. – Er wünscht es.

Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich wollte nur, nachdem Herr Landtagsabgeordneter Maurer ja ohnehin alles sehr detailliert ausgeführt hat, ersuchen, wenn es um eine ernsthafte Diskussion gehen soll, und im Gemeinderatsausschuss war die ja einhellig, dass man so eine Frage, wie die mit den Zivildienern, und was machen die eigentlich bis zu einem Großschadensereignis zum Zeitpunkt der Debatte einbringt und nicht einfach im letzten Moment. Es ist schade darum, weil diese Diskussion ja wahrlich keine ist, die von parteipolitischen Gegensätzen geprägt ist und wo es eigentlich durch rechtzeitige Diskussion möglich wäre, viele Missverständnisse auszuräumen. 

Insgesamt ersuche ich Sie um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Wir kommen nun zu den Abstimmungen. 

Zuerst einmal lasse ich über den Abänderungsantrag der Abg Fuchs, Klucsarits, Kopietz, Maurer, RUDOLPH und Ellensohn betreffend das Wiener Katastrophen- und Krisenmanagementgesetz abstimmen. 

Wer für den Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Dies ist einstimmig. Somit ist der Abänderungsantrag so beschlossen.

Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Danke. Das ist auch einstimmig.

Meine Damen und Herren! Wir haben aber jetzt noch zwei Zusatzanträge beziehungsweise einen Beschlussantrag abzustimmen.

Ich stimme zuerst über die beiden Zusatzanträge ab. Sie sind ja vom Redner zuvor eingebracht und bekannt gemacht worden.

Da ist einmal der Zusatzantrag der FPÖ-Abgeord-neten RUDOLPH, Wagner, WOLFRAM und Henriette FRANK. Hier geht es um die Dreijahresfrist für die Einsatzpläne. 

Wer für diesen Zusatzantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ÖVP und FPÖ, und somit ist dieser Antrag nicht mit Mehrheit versehen.

Wir kommen zum zweiten Zusatzantrag der FPÖ-Abgeordneten RUDOLPH, Wagner, WOLFRAM und Henriette FRANK. Hier geht es um den § 29, wobei die Gemeinde einen Schutzplan gemäß § 3 dieses Gesetzes bis zum Ablauf des auf dessen Kundmachung zweitfolgenden Jahres zu erstellen hat.

Wer für diesen Zusatzantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ÖVP und FPÖ und somit auch nicht die Mehrheit. 

Wir kommen zum Beschlussantrag der FPÖ-Land-tagsabgeordneten RUDOLPH, Barnet und Barbara Schöfnagel betreffend den § 3 Abs. 2. Hier geht es darum, dass der Landeshauptmann und die zuständigen Stadträte ersucht werden, durch die Beantragung zusätzlicher Zivildiener beim Bundesministerium für Inneres dafür zu sorgen, dass bei Großschadensereignissen eine ausreichende Anzahl zur Bewältigung der dem Land gemäß Bundesverfassung zugeschriebenen Aufgaben zur Verfügung steht. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ÖVP, FPÖ und GRÜNE und damit die Minderheit. 

Wir kommen nun, wenn kein Widerspruch erfolgt, zur zweiten Lesung. Einen Widerspruch sehe ich und höre ich nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen; um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Damit ist dieses Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2001 bis 2006 hinsichtlich des Mitglieds des Landtags Mag Alexander Neuhuber. 

Berichterstatterin ist die Frau Abg Tomsik, die ich bitte, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Josefa Tomsik: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

In der heutigen Sitzung des Unvereinbarkeitsausschusses wurde beschlossen, dass die Vereinbarkeit mit der Ausübung des Mandates für Herrn Mag Neuhuber gegeben ist.

Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! 

Ich habe keine Wortmeldung. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung.

Ich bitte die Mitglieder des Landtags, die dem Antrag des Unvereinbarkeitsausschusses zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Danke. Das ist einstimmig. Somit ist die Post 3 abgeschlossen. 

Wir kommen zur Post 4 der Tagesordnung. Sie betrifft ebenfalls eine Meldung gemäß Unvereinbarkeitsgesetz 1983 für die Wahlperiode 2001 bis 2006 hinsichtlich des Mitglieds des Landtags Friedrich Strobl.

Auch hier ist die Frau Abg Tomsik die Berichterstatterin. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Abg Josefa Tomsik: Auch bei diesem Tagesordnungspunkt wurde heute in der Unvereinbarkeitsausschusssitzung festgestellt, dass eine Vereinbarkeit gegeben ist.

Präsident Johann Hatzl: Auch hier gibt es keine Wortmeldung, und wir kommen sofort zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Damit ist auch das einstimmig so beschlossen und die Post 4 der Tagesordnung ist abgeschlossen.

Die Postnummer 5 betrifft die erste Lesung der 
Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Besoldungsordnung 1994, das ist die 21. Novelle zur Besoldungsordnung 1994, und die Pensionsordnung 1995, das ist die 12. Novelle zur Pensionsordnung 1995, geändert werden. 

Berichterstatterin hiezu ist, wie Sie bereits erkennen können, die Frau amtsf StRin Renate Brauner. Sie hat das Wort.

Berichterstatterin amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bitte, die bereits zitierten Gesetzesvorschläge zu diskutieren und zu beschließen.

Präsident Johann Hatzl: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen.

Gibt es einen Einwand? – Diesen gibt es nicht. Ich werde daher so vorgehen. 

Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist die Frau Abg Lakatha.

Abg Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Die Debatte ist eröffnet, aber Sie brauchen sich bitte nicht zu fürchten. 

Ich bringe einen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Dr Matthias Tschirf, Ingrid Lakatha und Ingrid Korosec mit folgendem Inhalt ein: 

Der Landtag wolle beschließen: 

"Eine deutlich verbesserte Entlohnung der Arbeit der Pflegebediensteten bei der Stadt Wien im Geriatriebereich ist dringend geboten. Es wird daher die Einführung einer entsprechenden Abgeltung im Rahmen der Bestimmungen des Besoldungsrechtes der Stadt Wien gefordert. Die entsprechenden Schritte und Umsetzungsarbeiten sind nach Rücksprache der Verhandlungen mit der Bedienstetenvertretung unverzüglich in die Wege zu leiten."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. (Beifall bei der ÖVP.)

Die SPÖ hat sich entschlossen, einen eigenen, gleichlautenden Antrag einzubringen. Ich möchte nur sagen, dass wir selbstverständlich auch Ihrem Antrag zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Präsident Johann Hatzl: Ich danke für Ihre Wortmeldung.

Zum Wort gelangt der Abg Ekkamp.

Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bin auch ersucht worden über die Fraktionen, kurz zu sein, und das werde ich tun, da ja nach einer viertägigen Debatte, durchaus sehr emotional geführten Debatte heute doch festzustellen ist, dass es eine gewisse Versachlichung zu diesem Thema gegeben hat. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, weil ich auch noch einen Antrag einbringen will, dass es mich freut, dass die Österreichische Volkspartei sogar einen Begriff aus ihrem Erstantrag, den ich vor mir habe, herausgenommen hat, nämlich den Begriff der Zulage für die Bediensteten in den Pflegeheimen. Denn ich kann mich erinnern, wenn das Thema "Zulagen" im Ausschuss oder im Gemeinderat zur Debatte stand, zur Abstimmung stand, dann gab es immer Widerspruch. Und es ist auch gut so, dass wir heute über eine finanzielle Abgeltung, eine zusätzliche, reden und abstimmen, weil es wäre nicht sinnvoll, wenn heute etwas beschlossen wird, und zwei, drei Monate später gäbe es wieder eine Gegenstimme der ÖVP: Zulagen gehören weg. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon gesagt, es gibt heute bemerkenswerterweise einen Konsens, und ich denke, gerade im Bereich des Pflegepersonals wird in der kommenden Zeit einiges auf die Bediensteten zukommen. Wir müssen uns verstärkt der Aufwertung der Pflege, der Bediensteten des Berufes widmen, und ich glaube, da gibt es auch Übereinstimmung in den Fraktionen. 

Ich darf vielleicht nur einige Punkte noch nennen: Verstärkte Werbung für die Pflegeberufe, Aus- und Weiterbildung forcieren, Gesundheitsschutz für die Bediensteten in diesem Bereich, eine psychologische Betreuung, die Lockerung der restriktiven Ausländerbeschäftigungspolitik gerade im Bereich der Pflege. Das ist alles schon diskutiert worden und wichtig, und darüber gibt es auch einen Konsens. 

Ein wichtiger Punkt ist auch eine entsprechende Abgeltung. Daher stelle ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag: 

"Der Wiener Landtag tritt für die möglichst rasche Einführung einer entsprechenden Abgeltung für das Pflegepersonal in den geriatrischen Zentren der Stadt Wien ein. Der Wiener Landtag erwartet, dass dabei seitens des Dienstgebers in Verhandlungen mit der Gewerkschaft und den Personalvertretungen eine rasche konsensuale Abstimmung der notwendigen Interessen erfolgt."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Präsident Johann Hatzl: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich kann daher die Verhandlung für geschlossen erklären, und auch die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen worden.

Es liegen zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Ich lasse über den ersteingebrachten abstimmen, das ist der Antrag der ÖVP-Abgeordneten Dr Tschirf, Lakatha, Korosec und Hahn. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und somit angenommen. 

Ich lasse über den zweiten Beschluss- und Resolutionsantrag abstimmen, eingebracht von den Landtagsabgeordneten Ekkamp und Hundstorfer. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Dies ist ebenfalls einstimmig. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen. – Ich sehe und höre keinen Widerspruch, er erfolgt daher nicht.

Somit kommen wir zur Abstimmung in zweiter Lesung. Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden.

Meine Damen und Herren! Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. Mit Garantie kann ich Ihnen sagen: Diese Woche gibt es keine weitere Sitzung in diesem Haus. (Heiterkeit.) 

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben.

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss um 12.25 Uhr.)
